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Anlage 3 zur KoV VII Kommentar bne zur Übernahme vertragli-
cher Regelungen in den neuen Entwurf 

Neufassung auf Grundlage des Festle-
gungsentwurf der BNetzA für den Netznut-
zungsvertrag Strom (NNV) 

 

 Präambel 
1Der vorliegende Netznutzungsvertrag ist 
eine Anlage zur Kooperationsvereinbarung 
Gas. .  2Der Vereinbarung liegen das Ener-
giewirtschaftsgesetz, die auf dieser Grundla-
ge erlassenen Rechtsverordnungen und 
behördlichen Festlegungen in jeweils aktuel-
ler Fassung zu Grunde. 3Zukünftige Festle-
gungen werden mit Datum ihres Inkrafttre-
tens Bestandteil dieses Vertrags. 
 

§ 1 Vertragsgegenstand 

1. Der Netzbetreiber betreibt ein Verteiler-
netz für Gas, an das die Anlagen der 
Letztverbraucher angeschlossen sind. 
Dieser Vertrag regelt die Rechte und 
Pflichten der Vertragspartner im Hinblick 
auf den Zugang zu den Energieversor-
gungsnetzen auf der Grundlage des 
Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) so-
wie der auf dieser Basis erlassenen 
Rechtsverordnungen und behördlichen 
Festlegungen in jeweils aktueller Fas-
sung zum Zwecke der Belieferung von 
Letztverbrauchern. 

2. Dieser Vertrag berechtigt den Transport-

 

 

Bereits im NNV Strom abgedeckt 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
§ 1 Vertragsgegenstand 

1. Dieser Vertrag regelt die gegenseitigen 
Rechte und Pflichten der Vertragspartner 
im Zusammenhang mit der Netznutzung. 

2. 1Die in diesem Vertrag enthaltenen Re-
gelungen sind in ihrem Anwendungsbe-
reich abschließend, soweit nicht die Ver-
tragspartner in beiderseitigem Einver-
ständnis diesen Vertrag ergänzende Re-
gelungen treffen und der Netzbetreiber 
den Abschluss dieser ergänzenden Re-
gelungen jedem Transportkunden diskri-
minierungsfrei anbietet und im Internet 
veröffentlicht. 2Abweichungen von die-
sem Standardvertrag sind in der Ver-
tragsausfertigung sowie in der Veröffent-
lichung im Internet deutlich kenntlich zu 
machen. 3Der Abschluss ergänzender 
Regelungen darf nicht zur Bedingung für 
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kunden in einem Marktgebiet zur Nut-
zung der Netze ab dem virtuellen Han-
delspunkt und zur Ausspeisung von Gas 
an Ausspeisepunkten des Verteilernet-
zes des Netzbetreibers, welches gegen 
Entgelt zur Verfügung gestellt wird. So-
fern ein Verteilernetz in mehreren Markt-
gebieten liegt, gilt diese Berechtigung für 
alle Ausspeisepunkte des Verteilernetzes 
des Netzbetreibers, unabhängig davon, 
welchem Marktgebiet sie zugeordnet 
sind.  

3. Die Abwicklung der Belieferung von Aus-
speisepunkten mit Gas erfolgt nach der 
von der Bundesnetzagentur getroffenen 
Festlegung einheitlicher Geschäftspro-
zesse und Datenformate vom 20. August 
2007 (Az. BK7-06-067) oder einer diese 
Festlegung ersetzenden oder ergänzen-
den Festlegung der Bundesnetzagentur 
(GeLi Gas). Unter Ausspeisepunkten im 
Sinne dieses Vertrages können somit 
auch Entnahmestellen mit einer oder 
mehreren Messeinrichtungen, über die 
Energie aus einem Gasversorgungsnetz 
physisch entnommen werden kann, ver-
standen werden. 

4. Der Transportkunde und der Netzbetrei-
ber benennen ihre Ansprechpartner und 
deren jeweilige Erreichbarkeit. Sie sind in 

In den NNV übernommen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bereits im NNV (§ 4) geregelt 

 

 

 

 

 

In den NNV übernommen 

 

Die Verweise sind noch zu aktualisieren. 

 

 

 

den Abschluss dieses Vertrages oder für 
die Gewährung des Netzzugangs ge-
macht werden. 

3. 1Der Netzbetreiber betreibt ein Gasver-
sorgungsnetz. 2Der Transportkunde be-
gehrt als (unzutreffendes streichen) 

• Lieferant (Lieferantenrahmenver-
trag) 

• Letztverbraucher 

Netzzugang in einem Marktgebiet zum 
Zweck der Nutzung der Netze ab dem 
virtuellen Handelspunkt und zur Ausspei-
sung von Gas an Ausspeisepunkten des 
Verteilernetzes des Netzbetreibers, wel-
ches gegen Entgelt zur Verfügung ge-
stellt wird. Sofern ein Verteilernetz in 
mehreren Marktgebieten liegt, gilt diese 
Berechtigung für alle Ausspeisepunkte 
des Verteilernetzes des Netzbetreibers, 
unabhängig davon, welchem Marktgebiet 
sie zugeordnet sind. 

Unter Ausspeisepunkten im Sinne dieses 
Vertrages können auch Entnahmestellen 
mit einer oder mehreren Messeinrichtun-
gen, über die Energie aus einem Gas-
versorgungsnetz physisch entnommen 
werden kann, verstanden werden. 

4. § 3 Ziffer 2 sowie § 9 Ziffer 1 Satz 2, Ziffer 
2 Satz 1 bis 3, Ziffer 3 Satz 2 und Ziffer 6 
dieses Vertrages finden keine Anwen-
dung, wenn der Netzbetreiber ein Betrei-
ber eines geschlossenen Verteilernetzes 
gemäß § 110 EnWG ist. Zu den gemäß 
Satz 1 nicht anwendbaren Regelungen 
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Anlage 1 aufgeführt. Änderungen der An-
lage 1 werden unverzüglich per E-Mail, 
soweit keine elektronische Lösung vom 
Netzbetreiber angeboten wird, ausge-
tauscht. Die Änderungen sind zu kenn-
zeichnen. 

5. Die ergänzenden Geschäftsbedingungen 
des Netzbetreibers in der zum Zeitpunkt 
des Abschlusses dieses Lieferantenrah-
menvertrages gültigen Fassung sind we-
sentlicher Bestandteil dieses Vertrages 
(Anlage 2). Im Falle von Abweichungen 
und/oder Widersprüchen zwischen den 
Bestimmungen des Lieferantenrahmen-
vertrages und den ergänzenden Ge-
schäftsbedingungen des Netzbetreibers 
haben die Bestimmungen dieses Liefe-
rantenrahmenvertrages Vorrang vor den 
ergänzenden Geschäftsbedingungen.  

6. Die Gasbelieferung der Letztverbraucher 
ist in gesonderten Verträgen zwischen 
dem Transportkunden und den Letztver-
brauchern geregelt und ist nicht Gegen-
stand dieses Vertrages. 

7. Die Einspeisung von Gas ist nicht Ge-
genstand dieses Vertrages und wird in 
gesonderten Verträgen geregelt. 

8. § 3 Ziffer 2 sowie § 9 Ziffer 1 Satz 2, Zif-
fer 2 Satz 1 bis 3, Ziffer 3 Satz 2 und Zif-

Bereits im NNV (§ 14) geregelt 

 

 

 

 

 

 

Der bne lehnt Ergänzende Geschäftsbedin-
gungen ab. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Diese Abgrenzung ist heute allen Marktteil-
nehmern bekannt und der Inhalt dieses Ver-
trages gesetzlich definiert. Es besteht hierzu 
daher kein Regelungsbedarf mehr. 

können Betreiber eines geschlossenen 
Verteilernetzes ab-weichende ergänzende 
Geschäftsbedingungen treffen, soweit die-
se aufgrund der Besonderheiten des ge-
schlossenen Verteilernetzes erforderlich 
sind. 
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fer 6 dieses Vertrages finden keine An-
wendung, wenn der Netzbetreiber ein 
Betreiber eines geschlossenen Verteiler-
netzes gemäß § 110 EnWG ist. Zu den 
gemäß Satz 1 nicht anwendbaren Rege-
lungen können Betreiber eines geschlos-
senen Verteilernetzes abweichende er-
gänzende Geschäftsbedingungen tref-
fen, soweit diese aufgrund der Beson-
derheiten des geschlossenen Verteiler-
netzes erforderlich sind. 

Auch diese Klarstellung ist nicht erforderlich. 

 

Übernahme in den LRV Gas noch einmal prü-
fen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 2 Netzzugang 

1. 1Der Netzbetreiber verpflichtet sich, dem 
Transportkunden sein Netz diskriminie-
rungsfrei zur Nutzung der Netze in einem 
Marktgebiet ab dem virtuellen Handels-
punkt und zur Ausspeisung von Gas an 
Ausspeisepunkten des Verteilernetzes zur 
Verfügung zu stellen. 2Er arbeitet im er-
forderlichen Umfang mit anderen Netzbe-
treibern zusammen, um den Zugang zum 
gesamten Gasversorgungsnetz zu ge-
währleisten. 

2. Der Transportkunde vergütet den Netzbe-
treiber für die Netznutzung zum Zweck 
der Ausspeisung von Gas sowie für wei-
tere Leistungen aus diesem Vertrag ge-
mäß der Preisregelung des § 7. 

3. 1Bei Vorliegen eines „all-inclusive-
Vertrages“ zwischen einem Lieferanten 
und einem Letztverbraucher regelt dieser 
Vertrag auch die Ausgestaltung der Netz-
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Wichtige Anmerkung: 

Die Beauftragung des Lieferanten durch den 
Letztverbraucher als Dienstleister ist keine 

weitere Variante der Netznutzung. Auf eine 
entsprechende Regelung hier im Vertrag wur-

de daher verzichtet (siehe auch Anmerkung zu 
§ 2 Ziffer 6 der Anlage 3). Allerdings muss 

dieser Fall noch sauber in den Geschäftspro-
zessen abgebildet werden (z.B. entsprechende 
Kennzeichnung des Ausspeisepunktes bei der 

Netznutzungsanmeldung). 

nutzung durch den Lieferanten zur Belie-
ferung des betreffenden Letztverbrau-
chers. 2Der Lieferant schuldet in diesem 
Fall dem Netzbetreiber die anfallenden 
Netzentgelte. 

4. 1Erbringt ein Lieferant einem Letztver-
braucher gegenüber ausschließlich die 
Leistung Gaslieferung, bedarf es einer 
gesonderten Vereinbarung über die 
Leistung Netznutzung zwischen dem 
Letztverbraucher und dem Netzbetreiber 
für den betreffenden Ausspeisepunkt.  
2In  diesem  Fall  schuldet  der  Letztver-
braucher  dem Netzbetreiber die Netz-
entgelte. 3Der Letztverbraucher ist bei 
der Anmeldung gesondert zu kennzeich-
nen. 4In dieser Fallkonstellation gelten die 
Regelungen dieses Vertrages im Verhält-
nis zwischen Netzbetreiber und Lieferant 
entsprechend.  

 

§ 2 Voraussetzungen  

1. Die Registrierung des Transportkunden 
gemäß § 6 Abs. 1 Gasnetzzugangsver-
ordnung (GasNZV) erfolgt über die An-
gabe unter Anlage 1 bei Abschluss die-
ses Lieferantenrahmenvertrages. Ände-
rungen der Anschrift mit Angabe des Än-
derungszeitpunktes in der Zukunft, die 
nicht eine Rechtsnachfolge betreffen, 
teilt der Transportkunde unverzüglich in 
Textform dem Netzbetreiber mit.  

 

 

Der Transportkunde kommt der gesetzlichen 
Verpflichtung zur Registrierung bereits durch 
die Anforderung des Lieferantenrahmenvertra-
ges beim NB nach. 

 

Bereits im NNV (§ 14) geregelt 

 

 

 

§ 3 Voraussetzungen der Netznutzung 

1. Ausspeisepunkte müssen in ein vertrag-
lich begründetes  Bilanzkreissystem ein-
bezogen und jeweils eindeutig und zu 
jedem Zeitpunkt vollständig einem Bi-
lanzkreis bzw. einem gültigen Sub-
Bilanzkonto zugeordnet sein. 

2. Der Lieferant teilt dem Netzbetreiber den 
Bilanzkreis bzw. das Sub-Bilanzkonto  mit, 
dem ein Ausspeisepunkt zugeordnet 
werden soll. 

3. Voraussetzung für die Bearbeitung der 
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2. Der Transportkunde muss dem Netzbe-
treiber eindeutig einen gültigen Bilanz-
kreis bzw. ein gültiges Sub-Bilanzkonto 
mitteilen, dem der Ausspeisepunkt zuge-
ordnet werden soll. Der Netzbetreiber 
übernimmt die vom Transportkunden 
übermittelten Daten (Bilanzkreisnummer 
bzw. Sub-Bilanzkontonummer) gemäß 
den Vorgaben der GeLi Gas. Jeder Aus-
speisepunkt muss jederzeit einem gülti-
gen Bilanzkreis zugeordnet sein. 

Die Vertragspartner teilen einander Än-
derungen von bilanzierungsrelevanten 
Daten nach den Fristen der GeLi Gas 
mit. Die initiale Meldung von neuen hin-
zukommenden Bilanzkreisnummern 
/Sub-Bilanzkontonummern nach Anlage 
1 durch den Transportkunden an den 
Netzbetreiber hat bis zum 10. Werktag 
vor Anmeldung zum Lieferbeginn im Sin-
ne der GeLi Gas bzw. bis zum 10. Werk-
tag vor Anmeldung der Änderung der Bi-
lanzkreiszuordnung auf eine neue hinzu-
kommende Bilanzkreisnummer/Sub-
Bilanzkontonummer im Rahmen des 
Prozesses Stammdatenänderung zu er-
folgen. Für die Zuordnung von Ausspei-
sepunkten zu diesen Bilanzkreisnum-
mern / Sub-Bilanzkontonummern gelten 
die in der GeLi Gas hierfür vorgesehe-

 

Alles bereits in GeLi Gas geregelt 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anmeldung durch den Netzbetreiber ist 
das wirksame Bestehen des betreffenden 
Bilanzkreises im Anmeldezeitpunkt und, 
sofern der anmeldende Lieferant nicht 
zugleich Bilanzkreisverantwortlicher des 
betreffenden Bilanzkreises ist, der vorhe-
rige Zugang einer Zuordnungsermächti-
gung des aufnehmenden Bilanzkreisver-
antwortlichen beim Netzbetreiber. 
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nen Fristen. 

Der Transportkunde ist zudem verpflich-
tet, dem Netzbetreiber mitzuteilen, wenn 
die Vollmacht des Bilanzkreisverantwort-
lichen endet. Die betroffenen Ausspeise-
punkte müssen dann einem anderen Bi-
lanzkreis gemäß den Prozessen der Ge-
Li Gas zugeordnet werden. Soweit eine 
Zuordnung zu einer neuen hinzukom-
menden Bilanzkreisnummer/Sub-
Bilanzkontonummer erfolgen soll, ist die-
se bis zum 10. Werktag vor Anmeldung 
der Änderung der Bilanzkreiszuordnung 
im Rahmen des Prozesses Stammda-
tenänderung mitzuteilen. 

3. Der Transportkunde sichert zu, dass er 
von dem Bilanzkreisverantwortlichen für 
die unter Ziffer 2 benannten Bilanzkrei-
se/Sub-Bilanzkontonummern bevoll-
mächtigt ist, in dessen Namen Ausspei-
sepunkte in diese Bilanzkreise oder Sub-
Bilanzkonten zuzuordnen. Sofern der 
Transportkunde nicht selbst Bilanzkreis-
verantwortlicher ist, behält sich der Netz-
betreiber vor, in begründeten Einzelfällen 
die Vorlage der Vollmacht zu verlangen. 
Hierzu genügt in der Regel die Übersen-
dung einer Kopie der Vollmachtsurkunde 
im Rahmen eines elektronischen Doku-
ments. Der Transportkunde stellt den 

 

Standardprozess, bereits in GeLi Gas geregelt 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kein Regelungsbedarf im Strom, auch für Gas 
kein Regelungsbedarf erkennbar 
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Netzbetreiber von Haftungsansprüchen 
Dritter frei, die daraus resultieren, dass 
zugesicherte Vollmachten des Bilanz-
kreisverantwortlichen tatsächlich nicht 
oder nicht rechtswirksam vorliegen.  

4. Die vom Transportkunden angemeldeten 
Ausspeisepunkte werden nach GeLi Gas 
vom Netzbetreiber diesem Transport-
kunden zugeordnet und werden Be-
standteil dieses Vertrages. 

5. Liegt zwischen dem Letztverbraucher 
und dem Lieferanten ein Gaslieferungs-
vertrag inklusive Netznutzung zur Ver-
sorgung des Letztverbrauchers vor, ist 
der Lieferant Transportkunde und der 
Leistungsempfänger der Netznutzung. In 
diesem Fall wird die Netznutzungsrech-
nung auf den Transportkunden ausge-
stellt. Im Wechselprozess nach GeLi Gas 
teilt der Transportkunde bei der Anmel-
dung die Art des Belieferungsverhältnis-
ses (Belieferung inklusive oder exklusive 
Netznutzung) verbindlich mit.  

6. Liegt zwischen dem Letztverbraucher 
und dem Lieferanten ein reiner Gasliefe-
rungsvertrag (ohne Netznutzung) zur Be-
lieferung eines Letztverbrauchers vor, 
bedarf es einer gesonderten Vereinba-
rung über die Leistung „Netznutzung“ 
zwischen dem Letztverbraucher („Netz-

 

 

 

 

 

Kein Regelungsbedarf, Vertrag soll schlank 
gehalten werden  

 

 

Bereits im NNV geregelt 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bereits im NNV abgedeckt 
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nutzer“) und dem Netzbetreiber (Netz-
nutzungsvertrag). Sofern der Letztver-
braucher den Lieferanten als Dienstleis-
ter vollständig mit der Abwicklung der 
Netznutzung beauftragt, kennzeichnet 
der Lieferant bei der Anmeldung der 
Netznutzung beim Netzbetreiber die 
Ausspeisepunkte dieses Letztverbrau-
chers nach GeLi Gas. Diese Letztver-
braucher zahlen die Netzentgelte selbst 
unmittelbar an den Netzbetreiber 

 

Verschieben in die entsprechende Prozessbe-
schreibung: Bei dieser Regelung handelt es 
sich um keinen weiteren Fall der Netznutzung 
sondern um einen spezifischen Fall, für den 
der Prozess geklärt werden muss. Allerdings 
ist der LRV hierfür nicht der geeignete Ort. 
Dieser Fall muss in den entsprechenden Pro-
zessbeschreibungen ergänzt werden. 

§ 3 Gasbeschaffenheit  

1. Gas im Sinne dieses Vertrages sind die 
Gase der 2. Gasfamilie nach dem Ar-
beitsblatt G 260 der Deutschen Vereini-
gung des Gas- und Wasserfachs e.V. 
(DVGW Arbeitsblatt - „Technischen Re-
geln des DVGW e.V. für die Gasbeschaf-
fenheit“) in der jeweils gültigen Fassung. 

2. Die für die jeweiligen Ausspeisepunkte 
geltenden und auf der Internetseite des 
Netzbetreibers veröffentlichten techni-
schen Anforderungen zur Gasbeschaf-
fenheit sind Bestandteil dieses Vertra-
ges. Jeder Vertragspartner kann verlan-
gen, dass eine unparteiische Stelle die 
Untersuchung der Übereinstimmung der 
Gasbeschaffenheit mit den Anforderun-
gen des Netzbetreibers gemäß Satz 1 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Transportkunde hat keinen Einfluss auf die 
Gasqualität bei der Ausspeisung. Einspeisung 
ist nicht Teil des Lieferantenrahmenvertrages. 
Es sollten daher hierzu keine Vereinbarungen 
zwischen TK und NB getroffen werden. 

 

 

 

§ 4a  Gasbeschaffenheit 

1. Gas im Sinne dieses Vertrages sind die 
Gase der 2. Gasfamilie nach dem Arbeits-
blatt G 260 der Deutschen Vereinigung 
des Gas- und Wasserfachs e.V. (DVGW 
Arbeitsblatt - „Technischen Regeln des 
DVGW e.V. für die Gasbeschaffenheit“) in 
der jeweils gültigen Fassung. Der Netzbe-
treiber stellt dem Transportkunden das 
Arbeitsblatt kostenfrei zur Verfügung. 

2. Entsprechen die vom Netzbetreiber an 
den Ausspeisepunkten übergebenen 
Gasmengen nicht den Anforderungen im 
Hinblick auf die Gasbeschaffenheit ge-
mäß Absatz 1 (im Folgenden „Off-Spec-
Gas“ genannt) ist der Transportkunde be-
rechtigt, die Übernahme des Off-Spec-
Gases ganz oder teilweise nicht zu ak-
zeptieren. Der Netzbetreiber hat in die-
sem Fall unverzüglich die Bereitstellung 
des Off-Spec-Gases an diesem Ausspei-
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vornimmt. Falls sich die Vertragspartner 
innerhalb eines Monats nach Zugang 
des Verlangens beim anderen Vertrags-
partner nicht über die unparteiische Stel-
le einigen können, wird die Untersu-
chung vom Engler-Bunte-Institut der Uni-
versität Karlsruhe durchgeführt. Die Kos-
ten der Untersuchung trägt bei Bestäti-
gung der Übereinstimmung derjenige 
Vertragspartner, der das Verlangen ge-
stellt hat. Falls keine Übereinstimmung 
vorliegt, ist der Netzbetreiber zur Zah-
lung verpflichtet. 

3. Der Netzbetreiber ist zu einer Änderung 
der Gasbeschaffenheit innerhalb der 
Grenzen des DVGW Arbeitsblattes G 
260 in der jeweils gültigen Fassung ohne 
Zustimmung des Transportkunden mit 
folgenden Vorankündigungsfristen be-
rechtigt: Der Netzbetreiber teilt dem 
Transportkunden mindestens 3 Jahre vor 
Beginn den voraussichtlichen Umstel-
lungszeitraum mit. Mit Wirkung zum 1. 
Oktober 2015 verkürzt sich die Voran-
kündigungsfrist auf 2 Jahre und 4 Mona-
te.  

Die Mitteilung des konkreten Umstel-
lungstermins im Rahmen der Marktrau-
mumstellung, der in dem genannten Um-
stellungszeitraum liegt, erfolgt mindes-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dieser Prozess und die Vorankündigungsfris-
ten sind in der KoV selbst geregelt und müs-
sen nicht extra im Vertrag vereinbart werden. 
Wenn sich diese zudem ändern, müsste sonst 
auch immer der Vertrag angepasst werden. 

 

 

 

 

 

 

 

se-punkt entsprechend zu reduzieren. 
Sämtliche Rechte des Transportkunden 
gegenüber dem Netzbetreiber bleiben 
unberührt. Jeder Vertragspartner hat den 
anderen Vertragspartner unverzüglich zu 
informieren, wenn er Kenntnis davon er-
hält, dass Off-Spec-Gas an einem Aus-
speisepunkt übergeben wird oder eine 
Übergabe von Off-Spec-Gas zu erwarten 
ist. 
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tens 1 Jahr vor Umstellung, ab dem Allo-
kationswerte ausschließlich im H-Gas 
versandt werden („bilanzieller Umstel-
lungstermin“).  

Mit Zustimmung des Transportkunden 
kann der Netzbetreiber abweichend von 
Satz 1 und 2 eine kurzfristigere Ände-
rung der Gasbeschaffenheit umsetzen. 
Jede Änderung der Gasbeschaffenheit 
ist auf die hiervon betroffenen Ausspei-
sepunkte beschränkt. Sofern der Netzbe-
treiber eine entsprechende Änderung 
angekündigt hat und während der lau-
fenden Vorankündigungsfrist ein neuer 
Lieferantenrahmenvertrag zu laufen be-
ginnt, gilt die bereits laufende Vorankün-
digungsfrist auch für diesen Vertrag. § 16 
bleibt unberührt. 

4. Nach Entfall des Konvertierungsentgelts 
ist der Netzbetreiber abweichend von Zif-
fer 3 zu einer Änderung der Gasbeschaf-
fenheit von L- auf H-Gas ohne gesonder-
te Vorankündigungsfrist gegenüber dem 
Transportkunden und ohne dessen Zu-
stimmung berechtigt. Satz 1 gilt nicht bei 
einer Änderung der Marktgebietszuord-
nung, die in § 16 Ziffer 3 geregelt ist. Der 
Netzbetreiber wird den Transportkunden 
unverzüglich nach Abstimmung des Um-
stellungsfahrplans zwischen den be-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Analog zur Anmerkung zu Absatz 3 
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troffenen Netzbetreibern über die Ände-
rung der Gasbeschaffenheit informieren. 

5. Entsprechen die vom Netzbetreiber an 
den Ausspeisepunkten übergebenen 
Gasmengen nicht den Anforderungen im 
Hinblick auf die Gasbeschaffenheit ge-
mäß Ziffer 2 (im Folgenden „Off-Spec-
Gas“ genannt) ist der Transportkunde 
berechtigt, die Übernahme des Off-Spec-
Gases ganz oder teilweise nicht zu ak-
zeptieren. Der Netzbetreiber hat in die-
sem Fall unverzüglich die Bereitstellung 
des Off-Spec-Gases an diesem Ausspei-
sepunkt entsprechend zu reduzieren. 
Sämtliche Rechte des Transportkunden 
gegenüber dem Netzbetreiber bleiben 
unberührt. Jeder Vertragspartner hat den 
anderen Vertragspartner unverzüglich zu 
informieren, wenn er Kenntnis davon er-
hält, dass Off-Spec-Gas an einem Aus-
speisepunkt übergeben wird oder eine 
Übergabe von Off-Spec-Gas zu erwarten 
ist. 

 

 

 

Übernommen in NNV 

§ 4 Datenaustausch und Vertraulichkeit 

1. Der Datenaustausch nach GeLi Gas er-
folgt in den von der Bundesnetzagentur 
vorgegebenen Nachrichtenformaten und 
Fristen. 

 

 

Bereits im NNV (§ 15) geregelt 

 

 

 

§ 4 Geschäftsprozesse und Datenaustausch 
zur Abwicklung der Netznutzung 

1. 1Die Abwicklung der Netznutzung für Aus-
speisepunkte erfolgt 

a. unter Anwendung der von der 
Bundesnetzagentur erlassenen 
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2. Die Vertragsparteien werden die im Zu-
sammenhang mit der Durchführung die-
ses Vertrages erhobenen, verarbeiteten 
oder genutzten personenbezogenen Da-
ten vertraulich behandeln. Dies gilt na-
mentlich hinsichtlich der Beachtung von 
§ 6a EnWG und der datenschutzrechtli-
chen Bestimmungen der Bundesrepublik 
Deutschland. Die Vertragsparteien sind 
berechtigt, Verbrauchs-, Abrechnungs- 
und Vertragsdaten (insbesondere für die 
Erfassung, Bilanzierung und Abrechnung 
der Gaslieferungen sowie der Netznut-
zung) an Dritte in dem Umfang weiterzu-
geben, wie dies zur ordnungsgemäßen 
Begründung, Erbringung oder Beendi-
gung ihrer Leistungspflichten unter Wah-
rung ihrer berechtigten Interessen erfor-
derlich ist und soweit schutzwürdige Inte-
ressen des Betroffenen dem nicht entge-
genstehen. 

3. Bei einer Geschäftsdatenanfrage nach 
GeLi Gas sichert der Transportkunde die 
Bevollmächtigung durch den Anschluss-
nutzer für diese zu. Der Transportkunde 
stellt den Netzbetreiber von Haftungsan-
sprüchen Dritter frei, die daraus resultie-
ren, dass zugesicherte Vollmachen tat-
sächlich nicht oder nicht rechtswirksam 
vorliegen. Der Netzbetreiber behält sich 
vor, in begründeten Einzelfällen die Vor-

 

Bereits im NNV (§ 15) geregelt 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Übernommen in NNV 

 

 

 

 

 

 

Festlegung einheitlicher Ge-
schäftsprozesse und Datenformate 
vom 20. August 2007 – GeLi Gas 
(BK7-06-067) in jeweils geltender 
Fassung sowie 

b. unter Anwendung der Festlegung 
zur „ Standardisierung von Ver-
trägen und Geschäftsprozessen 
im Bereich des Messwesens – 
WiM“ (BK6-09-034) in jeweils gel-
tender Fassung. 

 

2. Regelungslücken, die sich in Anwendung 
vorgenannter Festlegungen ergeben, 
werden die Vertragsparteien unter An-
wendung der jeweils zu den einzelnen 
Festlegungen veröffentlichten „Umset-
zungsfragen“ schließen, soweit diese 
mindestens unter Beteiligung von Vertre-
tern der Netzbetreiber und Transportkun-
den erarbeitet und als „konsensual“ ein-
gestuft sind. 

3. Soweit ein elektronischer Datenaus-
tausch zwischen den Vertragsparteien 
nach Maßgabe der vorgenannten Fest-
legungen durchzuführen ist, so erfolgt 
dieser in Anwendung von verbände-
übergreifend erarbeiteten Spezifikationen 
der Expertengruppe „EDI@ENERGY“, 
soweit diese zuvor Gegenstand einer 
durch die Bundesnetzagentur begleiteten 
Konsultation waren. 
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lage der Vollmacht zu verlangen. 

4. Für Letztverbraucher mit registrierender 
Lastgangmessung und einem in der Re-
gel nicht planbaren, extrem hohen und 
extrem schwankenden Gasverbrauch 
kann der Netzbetreiber vorherige techni-
sche Ausspeisemeldungen und die Ein-
haltung der technischen Grenzen gemäß 
§ 8 Abs. 5 GasNZV verlangen, soweit 
dies für die Systemintegrität des Netzes 
erforderlich ist und gesondert vereinbart 
wurde. In diesem Fall veröffentlicht der 
Netzbetreiber die entsprechenden Zähl-
punkte. Darüber hinaus informiert der 
Netzbetreiber den Transportkunden im 
Rahmen eines bestehenden Vertrags-
verhältnisses vorab in Textform über die 
nachträgliche Einführung der Verpflich-
tung zur Abgabe vorheriger technischer 
Ausspeisemeldungen. 

[Regelung Ziffer 5 optional]  

5. Die „Vereinbarung über den elektroni-
schen Datenaustausch (EDI-
Vereinbarung)“ entsprechend dem Artikel 
2 der Empfehlung 94/820/EG der Kom-
mission vom 19. Oktober 1994 über die 
rechtlichen Aspekte des elektronischen 
Datenaustausches (ABL.EG Nr. L 338, 
Seite 98) ist als Anlage 3 beigefügt und 
wesentlicher Bestandteil dieses Lieferan-

 

Übernommen in NNV 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bereits im BNetzA-NNV geregelt 
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tenrahmenvertrages. Der Abschluss die-
ser Vereinbarung dient der Erfüllung der 
Voraussetzung des § 14 Abs. 3 Nr. 2 
Umsatzsteuergesetz (UStG). 

§ 5 Registrierende Lastgangmessung und 
Standardlastprofilverfahren  

1. Sofern in der Anlage 4 keine abweichen-
den Grenzwerte nach § 24 Abs. 2 Gas-
NZV festgelegt wurden, wendet der 
Netzbetreiber für die Allokation der Aus-
speisemengen von Letztverbrauchern 
mit einer stündlichen Ausspeiseleistung 
bis zu 500 kW und einer Jahresenergie-
menge bis zu 1.500.000 kWh Standard-
lastprofile an. In allen anderen Fällen er-
folgt eine registrierende Lastgangmes-
sung. Der Netzbetreiber bestimmt, wel-
ches Standardlastprofilverfahren und 
welche Standardlastprofile zur Anwen-
dung kommen. Weitere Einzelheiten er-
geben sich aus der Regelung zur An-
wendung von Standardlastprofilen ge-
mäß Anlage 4. § 6 Ziffer 9 bleibt unbe-
rührt. 

2. Der Netzbetreiber ordnet jedem SLP-
Ausspeisepunkt gemäß Anlage 4 das 
entsprechende Standardlastprofil zu. Der 
Netzbetreiber legt für jeden SLP-
Ausspeisepunkt einen Kundenwert, der 

 

 

 

Abs. 1und 2 bereits im BNetzA-NNV geregelt 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 5  Zeitreihen zum Zwecke der Bilanzierung 
und Abrechnung 

1. Zur Feststellung der Leistungswerte bzw. 
Energiemenge je h-Messperiode für die 
Bilanzierung, Energieabrechnung sowie 
Abrechnung der Netznutzung werden 
Zeitreihen verwendet. 

2. 1Sofern nicht abweichende Grenzwerte 
nach § 24 Abs. 1 Gasnetzzugangsver-
ordnung (GasNZV) Anwendung finden, 
verwendet der Netzbetreiber bei Zähl-
punkten mit einer maximalen stündlichen 
Ausspeiseleistung von bis zu 500 kW und 
einer maximalen jährlichen Entnahme 
von 1,5 GWh standardisierte Lastprofile 
zur Ermittlung der Energiemenge je h-
Messperiode. 2In allen anderen Fällen er-
folgt eine stündlich registrierende Last-
gangmessung (RLM). 

3. Lastprofilverfahren 
1Der Netzbetreiber bestimmt, welches 
Standardlastprofilverfahren und welche 
Standardlastprofile zur Anwendung 
kommen. 2Die Standardlastprofile setzt 
der Netzbetreiber auf der Grundlage 
(unzutreffendes streichen) 

• des analytischen 
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Grundlage für die Bilanzierung ist, fest 
und erstellt daraus eine Prognose über 
den Jahresverbrauch. Verwendet der 
Netzbetreiber entgegen Satz 2 keine 
Kundenwerte, sind andere zur Ausrol-
lung der Lastprofile notwendige Informa-
tionen bzw. Profilmengen für ein Jahr 
dem Transportkunden zur Verfügung zu 
stellen.  Die Jahresverbrauchsprognose 
und falls verwendet der Kundenwert 
werden dem Transportkunden bei der 
Bestätigung zur Anmeldung der Netznut-
zung mitgeteilt. Aktualisierungen werden 
jeweils nach der jährlichen Turnusab-
rechnung durchgeführt, die nach Vorga-
be des Netzbetreibers erfolgt. Anpas-
sungen werden dem Transportkunden 
gemäß GeLi Gas vom Netzbetreiber mit-
geteilt. Der Transportkunde kann un-
plausiblen Lastprofilzuordnungen, un-
plausiblen Kundenwerten und unplausib-
len Jahresverbrauchsprognosen wider-
sprechen und dem Netzbetreiber eine 
andere Lastprofilzuordnung, einen eige-
nen Kundenwert und eine eigene Jah-
resverbrauchsprognose unterbreiten. 
Kommt keine Einigung zustande, legt der 
Netzbetreiber die Lastprofilzuordnung, 
den Kundenwert und die Jahresver-
brauchsprognose endgültig fest. In be-
gründeten Ausnahmefällen kann die Jah-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

• des synthetischen Verfahrens 
 
Weitere Einzelheiten ergeben sich aus 
der Regelung zur Anwendung von 
Standardlastprofilen gemäß Anlage 4. 
2Der Netzbetreiber ordnet jedem Aus-
speisepunkt gemäß Anlage 4 das ent-
sprechende Standardlastprofil zu und 
legt für jeden Ausspeisepunkt einen 
Kundenwert und eine Jahresverbrauchs-
prognose fest, der in der Regel auf 
dem Vorjahresverbrauch basieren. 3Die 
Zuordnung, den Kundenwert und d i e  
Prognose teilt er dem Lieferanten mit 
Bestätigung der Anmeldung mit. 4Bei 
Bedarf erfolgt eine Anpassung der Jah-
resverbrauchsprognose u n d  d e s  
Kundenwerts und eine entsprechende 
Stammdatenänderung gegenüber dem 
Lieferanten. 5Dem Lieferanten steht das 
Recht zu, unplausiblen Prognosen, 
Kundenwerten und Lastprofilzuordnun-
gen zu widersprechen und dem Netz-
betreiber einen eigenen Vorschlag zu 
unterbreiten. 67Kommt keine Einigung 
zustande, legt der Netzbetreiber den 
Kundenwert, die Prognose über den 
Jahresverbrauch und das Standardlast-
profil unter Wahrung der berechtigten 
Interessen des Lieferanten fest. Der 
Netzbetreiber ist berechtigt, das Stan-
dardlastprofilverfahren mit einer Frist von 
3 Monaten zum Ende eines Kalender-
monats zu ändern und teilt dies dem 
Transportkunden in Textform mit. Der 
Netzbetreiber ist berechtigt, die Stan-
dardlastprofile sowie deren Zuordnung 
zu den einzelnen Ausspeisepunkten zu 
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resverbrauchsprognose, der Kundenwert 
sowie die Zuordnung des entsprechen-
den Standardlastprofils vom Transport-
kunden und dem Netzbetreiber gemein-
sam auch unterjährig angepasst werden. 

3. Der Netzbetreiber ist berechtigt, das 
Standardlastprofilverfahren mit einer 
Frist von 3 Monaten zum Ende eines Ka-
lendermonats zu ändern und teilt dies 
dem Transportkunden in Textform mit. 
Der Netzbetreiber ist berechtigt, die 
Standardlastprofile sowie deren Zuord-
nung zu den einzelnen Ausspeisepunk-
ten zu ändern, soweit dies erforderlich 
oder zweckmäßig ist. Die Änderung der 
Standardlastprofile teilt der Netzbetreiber 
dem Transportkunden mit einer Frist von 
2 Monaten zum Ende eines Kalender-
monats, die Änderung der konstanten 
Optimierungsfaktoren bzw. Änderung der 
Berechnungssystematik bei einer An-
wendung des analytischen Lastprofilver-
fahrens mit einer Frist von 1 Monat zum 
Ende eines Kalendermonats in Text-
form/im vereinbarten Datenaustausch-
format mit. Eine Änderung der Zuord-
nung der Standardlastprofile zu den ein-
zelnen Ausspeisepunkten teilt der Netz-
betreiber dem Transportkunden unter 
Einhaltung der Fristen nach GeLi Gas in 

 

 

 

 

In den neuen LRV Gas übernommen, da dies 
nicht in GeLi Gas geregelt (im Strom Teil der 
MaBiS). 

ändern, soweit dies erforderlich ist. Die 
Änderung der Standardlastprofile teilt 
der Netzbetreiber dem Transportkunden 
mit einer Frist von 2 Monaten zum Ende 
eines Kalendermonats, die Änderung der 
konstanten Optimierungsfaktoren bzw. 
Änderung der Berechnungssystematik 
bei einer Anwendung des analytischen 
Lastprofilverfahrens mit einer Frist von 1 
Monat zum Ende eines Kalendermonats 
in Textform/im vereinbarten Datenaus-
tauschformat mit. Eine Änderung der 
Zuordnung der Standardlastprofile zu 
den einzelnen Ausspeisepunkten teilt 
der Netzbetreiber dem Transportkunden 
unter Einhaltung der Fristen nach GeLi 
Gas in elektronischer Form mit. 

4. RLM 
Zur Ermittlung der Energiemengen je h-
Messperiode bei Entnahmestellen mit 
RLM verwendet der Netzbetreiber die 
ausgelesenen Zeitreihen. 
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elektronischer Form mit. 

§ 6 Messstellenbetrieb und Messung 

1. Die vom Netzbetreiber bzw. einem Drit-
ten im Sinne von § 21 b EnWG ermittel-
ten Messwerte werden der Abrechnung 
der Netznutzung, der Energielieferung 
des Transportkunden, der Bilanzierung 
beim Marktgebietsverantwortlichen sowie 
der Berechnung von Differenzmengen 
bei Letztverbrauchern zugrunde gelegt. 

2. Soweit keine anderweitige Vereinbarung 
zwischen dem Anschlussnutzer und ei-
nem Dritten im Sinne von § 21 b EnWG 
getroffen worden ist, gelten die nachfol-
genden Regelungen; in diesem Fall ist 
der Netzbetreiber der Messstellenbetrei-
ber und Messdienstleister. Der Netzbe-
treiber bestimmt nach § 8 Messzu-
gangsverordnung (MessZV) Art, Zahl 
und Größe der Mess- und Steuereinrich-
tung. Die Bestimmung muss unter Be-
rücksichtigung energiewirtschaftlicher 
Belange in einem angemessenen Ver-
hältnis zur Höhe des Verbrauchs und 
zum Verbrauchsverhalten stehen. Der 
Netzbetreiber stellt die für die Messung 
und bei RLM-Letztverbrauchern die für 
die notwendige Zählerfernauslesung er-
forderlichen Mess- und Steuereinrichtun-

 

 

Bereits im NNV (§ 6.1 sowie MMMA-
Regelung) enthalten 

 

 

 

 

 

Bereits im NNV enthalten 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 6 Messung / Zählwertübermittlung 

1. Der Messstellenbetrieb sowie die Mes-
sung sind Aufgabe des Netzbetreibers, 
soweit nicht eine anderweitige Verein-
barung nach § 21b Energiewirtschafts-
gesetz (EnWG) getroffen worden ist. 

2. Es ist Aufgabe des Netzbetreibers, die 
abrechnungsrelevanten Messwerte ge-
mäß der Vorgaben der GeLi Gas zu 
verarbeiten, aufzubereiten und an die  
berechtigten Stellen weiterzuleiten. 

3. Die Messwerte bilden die Grundlage für 
die Abrechnung der Netznutzung sowie 
die Bilanzierung von RLM-
Ausspeisepunkten. 

4. Bei  fehlenden  Messwerten  werden  Er-
satzwerte  nach  den allgemein  aner-
kannten Regeln der Technik gebildet. Sie 
sind als solche zu kennzeichnen. 

5. 1Im Rahmen regelmäßiger Ablesungen 
erfolgt die Übermittlung der Messwerte 
an den Transportkunden/Lieferanten 
nach den Fristen, die sich aus der Fest-
legung Geli Gas in jeweils geltender 
Fassung ergeben. 2Die Messeinrichtun-
gen für Ausspeisepunkte von Kunden 
mit Standardlastprofil werden in mög-
lichst gleichen Zeitabständen, die 12 
Monate nicht wesentlich überschreiten 
dürfen, nach einem vom Netzbetreiber 
festzulegenden Turnus und Zeitpunkt 
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gen zur Verfügung und betreibt diese.  

3. Für die Fernauslesung muss beim Letzt-
verbraucher ein hierfür geeigneter extern 
anwählbarer Telekommunikationsan-
schluss ohne zeitliche Beschränkung 
sowie ein 230 V-Anschluss zur Verfü-
gung stehen. Der Netzbetreiber kann 
statt der Nutzung des Telekommunikati-
onsanschlusses ein GSM Modem ein-
setzen. Der Netzbetreiber teilt dem 
Letztverbraucher auf Anfrage die diesbe-
züglichen technischen Bedingungen 
(Abstände der jeweiligen Anschlüsse, 
Anschlüsse zum Zählerplatz etc.) mit. 
Die Fernauslesung muss vor Aufnahme 
der Belieferung einer RLM-Messstelle 
bzw. vor einem Umbau von einer SLP- 
auf eine RLM-Messstelle zur Verfügung 
stehen. Die Einrichtung und Nutzung von 
Telefon- und Stromanschluss sind für 
den Netzbetreiber kostenlos. Verzöge-
rungen, die der Netzbetreiber zu vertre-
ten hat, gehen nicht zu Lasten des 
Transportkunden oder des Letztverbrau-
chers. Verzögerungen durch den Letzt-
verbraucher gehen nicht zu Lasten des 
Netzbetreibers.  

4. Der Netzbetreiber übermittelt unverzüg-
lich jedoch täglich bis spätestens 13:00 
Uhr an den Transportkunden die täglich 

 

 

Nicht im NNV enthalten, Ergänzung aber nicht 
notwendig 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Prozessbeschreibung: Die stündliche Übermitt-
lung der stündlich ausgelesenen Daten ist ein 
Prozess der GeLi Gas, der Prozess zur Aus-

abgelesen. 3Liegt eine Vereinbarung 
zwischen Lieferant und Letztverbrau-
cher nach § 40 Abs. 3 Satz 2 EnWG 
vor, sind die sich daraus ergebenden 
Vorgaben zu beachten. 4Die Verwen-
dung rechnerisch abgegrenzter Mess-
werte kommt nur dann in Betracht, 
wenn eine Erhebung tatsächlicher 
Messwerte durch den Netzbetreiber, 
den dritten Messdienstleister oder 
durch sonstige Dritte nicht in angemes-
sener Zeit möglich ist. 

6. 1Ergibt eine Überprüfung der Messein-
richtungen eine Überschreitung der 
Verkehrsfehlergrenzen, so ist der zu viel 
oder zu wenig berechnete Betrag zu er-
statten oder nach zu entrichten. 
2Ansprüche sind auf den der Feststel-
lung des Fehlers vorausgehenden Ab-
lesezeitraum beschränkt, es sei denn, 
die Auswirkung des Fehlers kann über 
einen größeren Zeitraum festgestellt 
werden. 3In diesem Fall ist der An-
spruch auf längstens drei Jahre be-
schränkt. 

7. 1Ist die Größe des Fehlers bei der 
Messeinrichtung eines Ausspeisepunkts 
mit Standardlastprofilverfahren nicht 
einwandfrei festzustellen oder zeigt eine 
Messeinrichtung nicht oder nicht richtig 
an, so ermittelt der Netzbetreiber die 
Daten für die Zeit seit der letzten feh-
lerfreien Ablesung aus dem Durch-
schnittsverbrauch des ihr vorhergehen-
den und der Beseitigung des Fehlers 
nachfolgenden Ablesezeitraumes oder 
aufgrund des Vorjahreswertes durch 
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ausgelesenen und im Stundentakt er-
fassten Lastgänge des Vortages an 
RLM-Ausspeisepunkten im Format 
MSCONS. Die Energiemenge der Last-
gänge wird mit dem Bilanzierungsbrenn-
wert errechnet.  

Nach Ablauf des Liefermonats werden 
alle Lastgänge gemäß DVGW Arbeits-
blatt G 685 plausibilisiert und es werden 
ggf. Ersatzwerte gebildet bzw. korrigiert. 
Es erfolgt eine Umwertung der Lastgän-
ge mit dem Abrechnungsbrennwert. Spä-
testens am M+10 Werktage übermittelt 
der Netzbetreiber dem Transportkunden 
den Lastgang an RLM-
Ausspeisepunkten des Liefermonats. Die 
Korrektur ist entsprechend in den Da-
tenmeldungen zu kennzeichnen. 

Für den Fall, dass der Netzbetreiber ge-
mäß DVGW Arbeitsblatt G 685 Ersatz-
werte gebildet hat, übermittelt er eben-
falls bis M+10 Werktage den Lastgang 
zusätzlich umgewertet mit dem Bilanzie-
rungsbrennwert.  

In der MSCONS wird der zugrunde ge-
legte Brennwert und die Z-Zahl mitgeteilt. 

Bei RLM-Ausspeispunkten, die einem 
Biogas-Bilanzkreis zugeordnet sind, gel-
ten anstelle dieses Prozesses die Vor-

gestaltung der GABi Gas (zwischen NB und 
BKV) muss an anderer Stelle geregelt werden 
– nicht im LRV zwischen NB und TK 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Schätzung, soweit aus Parallelmessun-
gen vorhandene Messwerte keine aus-
reichende  Verlässlichkeit bieten. 2Die 
tatsächlichen Verhältnisse sind ange-
messen zu berücksichtigen. 

8. 1Ist die Größe des Fehlers bei der Mes-
seinrichtung eines Ausspeisepunkts mit 
registrierender Lastgangmessung nicht 
einwandfrei festzustellen oder zeigt eine 
solche Messeinrichtung nicht an, so er-
folgt die Ermittlung von Ersatzwerten für 
fehlende oder unplausible Werte ent-
sprechend des DVGW Arbeitsblatts G 
685 nach folgendem Schema: 

9. Bei vorhandener Vergleichsmesseinrich-
tung, die den eichrechtlichen Bestim-
mungen entspricht, werden die zeit-
gleich vorhandenen Messwerte für die 
Ersatzwertbildung verwendet. 

10. Bei nicht vorhandener Vergleichsmess-
einrichtung werden für fehlende oder 
unplausible Messwerte kleiner/gleich 
zwei Stunden ein Interpolations- und bei 
größer zwei Stunden ein Vergleichs-
wertverfahren angewandt. Als Ausnah-
me werden bei eindeutig festgestellten 
Versorgungsunterbrechungen Null- Er-
satzwerte als Messwerte berücksichtigt. 
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gaben der Ziffer 5. 

Netzbetreiber sind verpflichtet, dem 
Transportkunden auf Anfrage die im 
Stundentakt erfassten und ausgelesenen 
Lastgänge an RLM-Ausspeisepunkten zu 
Letztverbrauchern unverzüglich zu 
übermitteln.  

  

5. Für RLM-Ausspeisepunkte, die einem 
Biogas-Bilanzkreis zugeordnet sind, er-
folgt am Tag M+12 Werktage eine Kor-
rektur des Lastgangs mit dem Abrech-
nungsbrennwert gemäß DVGW-
Arbeitsblatt G 685. Sofern eine Korrektur 
der K-Zahl nach dem DVGW-Arbeitsblatt 
G 486 notwendig ist, wird diese ebenfalls 
berücksichtigt. Der Netzbetreiber über-
mittelt die komplette Monatszeitreihe in 
dem jeweils geltenden ALOCAT-Format 
am Tag M+12 Werktage an den Markt-
gebietsverantwortlichen. 

6. Für Letztverbraucher, die nach Lastpro-
filverfahren beliefert werden, werden die 
Messeinrichtungen vom Netzbetreiber, 
dessen Beauftragten oder auf Verlangen 
des Netzbetreibers vom Letztverbrau-
cher selbst in möglichst gleichen Zeitab-
ständen, die 12 Monate nicht wesentlich 
überschreiten dürfen, nach einem vom 

 

 

 

 

 

 

Gehört in Prozessbeschreibung 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bereits im NNV geregelt 
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Netzbetreiber festzulegenden Zeitpunkt 
und Turnus abgelesen. Liegt eine Ver-
einbarung nach § 40 Abs. 3 Satz 2 
EnWG vor, sind die sich daraus erge-
benden Vorgaben zum Ableseturnus für 
den Transportkunden zu beachten.  

Außerhalb der turnusmäßigen Ablesung, 
insbesondere bei einem Lieferanten-
wechsel, bei Ein- oder Auszug des Letzt-
verbrauchers, bei Beendigung dieses 
Vertrags oder bei einer wesentlichen Än-
derung des Bedarfs, hat der Netzbetrei-
ber nach Maßgabe der GeLi Gas Zwi-
schenablesungen zu veranlassen. Sollte 
dies nicht möglich sein, kann er den Ver-
brauch im Wege der rechnerischen Ab-
grenzung ermitteln oder diesen auf der 
Grundlage der letzten Ablesung schät-
zen. Hierbei sind die tatsächlichen Ver-
hältnisse angemessen zu berücksichti-
gen.  

7. Beauftragt der Transportkunde den 
Netzbetreiber mit einer zusätzlichen Ab-
lesung, ist diese gesondert zu vergüten.  

8. Ergibt eine Überprüfung der Messeinrich-
tungen eine Überschreitung der Ver-
kehrsfehlergrenzen, so ist der zu viel o-
der zu wenig berechnete Betrag zu er-
statten oder nach zu entrichten.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Keine Notwendigkeit, dies extra zu regeln 

 

 

Bereits im NNV (§ 7 Abs. 7 und 8) geregelt 
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Ist die Größe des Fehlers bei der Mess-
einrichtung eines SLP-Letztverbrauchers 
nicht einwandfrei festzustellen oder zeigt 
eine solche Messeinrichtung nicht oder 
nicht richtig an, so ermittelt der Netzbe-
treiber den Verbrauch für die Zeit seit der 
letzten fehlerfreien Ablesung aus dem 
Durchschnittsverbrauch des ihr vorher-
gehenden und des der Feststellung 
nachfolgenden Ablesezeitraums oder 
aufgrund des vorjährigen Verbrauchs 
durch Schätzung. Die tatsächlichen Ver-
hältnisse sind angemessen zu berück-
sichtigen. 

Ist die Größe des Fehlers bei der Mess-
einrichtung eines RLM-Letztverbrauchers 
nicht einwandfrei festzustellen, oder zeigt 
eine solche Messeinrichtung nicht an, so 
erfolgt die Ermittlung von Ersatzwerten 
für fehlende oder unplausible Werte ent-
sprechend dem DVGW Arbeitsblatt G 
685 in der jeweils gültigen Fassung. 

Ansprüche nach Abs. 1 Satz 1 sind auf 
den der Feststellung des Fehlers vo-
rausgehenden Ablesezeitraum be-
schränkt, es sei denn, die Auswirkung 
des Fehlers kann über einen größeren 
Zeitraum festgestellt werden. In diesem 
Fall ist der Anspruch auf längstens 3 
Jahre beschränkt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bereits im NNV geregelt 
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9. Soweit eine anderweitige Vereinbarung 
nach § 21 b Abs. 2 oder 3 EnWG getrof-
fen worden ist, werden die vom Mess-
dienstleister dem Netzbetreiber zur Ver-
fügung gestellten und durch den Netzbe-
treiber aufbereiteten Messwerte der Ab-
wicklung und Abrech Abrechnung dieses 
Vertrages zugrunde gelegt. Wenn dem 
Netzbetreiber die Messwerte nicht oder 
nicht ordnungsgemäß zur Verfügung 
stehen oder die zur Verfügung gestellten 
Werte unplausibel sind, findet Ziffer 8 
Abs. 2, 3 und 4 Anwendung.  

10. Voraussetzungen für eine registrierende 
Lastgangmessung bei einer jährlichen 
Entnahme von weniger als 1.500.000 
kWh und einer maximalen stündlichen 
Ausspeiseleistung von weniger als 500 
kWh/h gemäß § 24 Abs. 1 GasNZV bzw. 
bei Unterschreitung der von dem Netzbe-
treiber nach § 24 Abs. 2 GasNZV festge-
legten Grenzen sind ein schriftliches Ver-
langen von Anschlussnutzer und Trans-
portkunde. 

Die Kosten des Umbaus einer Standard-
lastprofilzählung in eine registrierende 
Lastgangmessung in den zuvor be-
schriebenen Fällen trägt, soweit nicht 
abweichend geregelt, der Transportkun-
de. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Streichen, betrifft Verhältnis NB - Anschluss-
nutzer 
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Nach dem Umbau und der Inbetrieb-
nahme der registrierenden Lastgang-
messung werden - unabhängig von der 
tatsächlichen Leistungsinanspruchnah-
me und Jahresenergiemengen - die 
Preise für registrierende Lastgangmes-
sung gemäß veröffentlichten Preisblät-
tern des Netzbetreibers angewendet. 

 

§ 7 Unterbrechung der Netznutzung 

1. Eine Unterbrechung der Netznutzung ist 
in den folgenden Fällen zulässig: 

a) geplante/vorhersehbare Unterbre-
chungen 

aa) zur Vornahme betriebsnotwen-
diger Instandhaltungsarbeiten 
(Wartung, Inspektion, Instand-
setzung) 

bb) zur Vornahme von Maßnahmen 
zum Neubau, zur Änderung und 
zur Erweiterung der Anlagen 

b) unvorhersehbare Unterbrechungen 

aa) zur Vermeidung eines drohen-
den Netzzusammenbruchs 

bb) bei Störungen auf Grund höhe-
rer Gewalt 

 

Bereits im NNV (§ 10) abgedeckt 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 10 Störungen und Unterbrechungen 
der Netznutzung 

1. Soweit der Netzbetreiber durch höhere 
Gewalt oder sonstige Umstände, deren 
Beseitigung ihm wirtschaftlich nicht zu-
gemutet werden kann, gehindert ist die 
Netznutzung und die damit verbunde-
nen Dienstleistungen zu erbringen, ru-
hen die Verpflichtungen aus diesem 
Vertrag solange, bis die Hindernisse be-
seitigt sind. 

2. 1Die Netznutzung kann außerdem un-
terbrochen werden, soweit dies zur 
Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten 
oder zur Vermeidung eines drohenden 
Netzzusammenbruchs erforderlich ist. 
2Der Netzbetreiber unternimmt  alle zu-
mutbaren Anstrengungen, die Störung 
unverzüglich zu beheben. Bei planba-
ren Unterbrechungen berücksichtigt er 
die Interessen des Transportkunden an-
gemessen. 
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cc) auf Grund nicht planbarer In-
standsetzungsmaßnahmen 

dd) um eine unmittelbare Gefahr für 
die Sicherheit von Personen 
oder Sachen von erheblichem 
Wert abzuwenden 

c) vertraglich vereinbarte bzw. sonstige 
Unterbrechungen 

aa) bei Unterbrechung der An-
schlussnutzung (Sperrung) auf 
Anweisung des Transportkun-
den, soweit dieser hierzu be-
rechtigt ist, nach den Regeln ei-
ner gesondert abgeschlossenen 
Vereinbarung zwischen Trans-
portkunde und Netzbetreiber 

bb) im Fall von vertraglich verein-
barter unterbrechbarer An-
schlussnutzung 

cc) um den Gebrauch von Energie 
unter Umgehung, Beeinflussung 
oder vor Anbringung von Mess-
einrichtungen zu verhindern 

dd) um zu gewährleisten, dass Stö-
rungen anderer Anschlussneh-
mer oder -nutzer oder störende 
Rückflüsse auf Einrichtungen 
des Netzbetreibers oder Dritter 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3. 1Der Netzbetreiber ist berechtigt, die 
Netznutzung sowie die damit verbunde-
nen Dienstleistungen ohne vorherige 
Androhung fristlos zu unterbrechen und 
den Anschluss vom Netz zu trennen, 
wenn die Unterbrechung erforderlich ist, 

a. um eine unmittelbare Gefahr für 
die Sicherheit von Personen 
oder Sachen von erheblichem 
Wert abzuwenden, 

b. um die Anschlussnutzung unter 
Umgehung, Beeinflussung oder 
vor Anbringung von Messeinrich-
tungen zu verhindern 

c. um zu gewährleisten, dass Stö-
rungen anderer Anschlussneh-
mer oder -nutzer oder störende 
Rückwirkungen auf Einrichtungen 
des Netzbetreibers oder Dritter 
ausgeschlossen sind oder 

d. wenn ein Ausspeisepunkt  kei-
nem Bilanzkreis mehr zugeordnet 
ist. 

2Gleiches gilt bei Zuwiderhandlungen 
des Anschlussnehmers oder -nutzers 
gemäß § 24 Abs. 2 Niederdruckan-
schlussverordnung (NDAV) sowie ge-
gen entsprechende Regelungen des 
Netzanschluss-
/Anschlussnutzungsvertrages oder wenn 
die Unterbrechung aufgrund einer ver-
traglichen Vereinbarung erfolgt. 

4. Für den Fall der Unterbrechung von 
RLM-Ausspeisepunkten informiert der 
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ausgeschlossen sind 

ee) bei Zuwiderhandlungen des An-
schlussnehmers oder -nutzers 
gemäß § 24 Abs. 2 Nieder-
druckanschlussverordnung 
(NDAV) bzw. gegen entspre-
chende Regelungen des Netz-
anschluss-/ Anschlussnut-
zungsvertrages. 

2. Der Netzbetreiber hat jede Unterbre-
chung gemäß Ziffer 1 a) und b) unver-
züglich zu beheben. 

3. Im Fall geplanter/vorhersehbarer Unter-
brechungen von RLM-Ausspeisepunkten 
gemäß Ziffer 1 a) wird der Netzbetreiber 
den Transportkunden rechtzeitig vor 
Durchführung der Maßnahmen in geeig-
neter Weise über deren voraussichtli-
chen Beginn und voraussichtliche Dauer 
sowie den Grund unterrichten. 

4. Im Fall unvorhersehbarer Unterbrechun-
gen von RLM-Ausspeisepunkten nach 
Ziffer 1 b) wird der Netzbetreiber den 
Transportkunden unverzüglich – sobald 
ihm dieses ohne Verzögerung der Besei-
tigung der Unterbrechung möglich ist – 
über die Unterbrechung, den Grund und 
die voraussichtliche Dauer unterrichten. 

5. Im Fall von Unterbrechungen von RLM-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Netzbetreiber den Transportkundenun-
verzüglich nach Kenntnis über die Un-
terbrechung, deren Grund und die vo-
raussichtliche Dauer. 

5. 1Ist der Transportkunde ein Lieferant, un-
terbricht der Netzbetreiber auf dessen 
Anweisung die Netz- und Anschlussnut-
zung eines vom Lieferanten belieferten 
Letztverbrauchers im Gasnetz des Netz-
betreibers längstens innerhalb von fünf 
Werktagen, wenn der Lieferant 

a. gegenüber dem Netzbetreiber 
glaubhaft versichert, dass 

i. er hierzu dem An-
schlussnutzer gegenüber 
vertraglich berechtigt ist 
und 

ii. die Voraussetzungen für 
eine Unterbrechung der 
Anschlussnutzung vorlie-
gen und 

iii. dem Kunden des Liefe-
ranten keine Einwendun-
gen oder Einreden zu-
stehen, die die Voraus-
setzungen der Unterbre-
chung der Anschlussnut-
zung entfallen lassen und 

b. den Netzbetreiber schriftlich von 
sämtlichen Schadenersatzan-
sprüchen freistellt, die sich aus 
einer unberechtigten Unterbre-
chung ergeben können. 

2Die  Anweisung  zur  Sperrung  hat  
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Ausspeisepunkten nach Ziffer 1 c) cc) bis 
ee) wird der Netzbetreiber den Trans-
portkunden über die Unterbrechung und 
den Grund unterrichten. 

6. Soweit der Netzbetreiber aufgrund einer 
zulässigen Unterbrechung nach Ziffer 1 
nicht in der Lage ist, seine Pflichten aus 
diesem Vertrag zu erfüllen, ist der Netz-
betreiber von diesen Pflichten befreit. Die 
Befreiung nach Satz 1 umfasst jedoch 
nicht die Informationspflichten des Netz-
betreibers gegenüber dem Transport-
kunden. 

7. Die Regelungen der Ziffer 6 gelten ent-
sprechend, soweit andere Netzbetreiber 
im Marktgebiet Maßnahmen nach Ziffer 1 
a) oder b) durchführen und der Netzbe-
treiber aufgrund dieser Maßnahmen 
ganz oder teilweise nicht in der Lage ist, 
seine Pflichten aus dem Vertrag zu erfül-
len. Die Regelungen der Ziffern 3 bis 5 
gelten entsprechend, soweit dem Netz-
betreiber die zur Erfüllung der Informati-
onsverpflichtung notwendigen Informati-
onen vorliegen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sehr weitreichend, auch vor dem Hintergrund 
der Haftungsklausel. Für TK nicht akzeptabel 
und daher zu streichen. 

 

 

gemäß  dem  Auftrag  zur  Unterbre-
chung  der Anschlussnutzung (Anlage) 
zu erfolgen. 

6. Der Netzbetreiber hat die Unterbre-
chung des Netzanschlusses und der 
Anschlussnutzung unverzüglich aufzu-
heben, sobald die Gründe für die Un-
terbrechung entfallen sind und der An-
schlussnehmer oder -nutzer oder im 
Falle des Abs. 5 der Lieferant oder der 
Anschlussnutzer die Kosten der Unter-
brechung und Wiederherstellung des 
Anschlusses und der Anschlussnutzung 
ersetzt hat oder der Lieferant den Auf-
trag zur Entsperrung erteilt hat. 

7. Ist nach § 21b EnWG ein Dritter mit 
dem Messstellenbetrieb beauftragt wor-
den, wird der Netzbetreiber gemäß § 
4 Abs. 6 Messzugangsverordnung 
(MessZV) die von diesem für eine Un-
terbrechung oder Aufhebung der Unter-
brechung notwendigen Handlungen ver-
langen oder sie selbst durchführen. 
Sind für die Durchführung der Unterbre-
chung und/oder die Aufhebung der Un-
terbrechung qualifizierte Dritte erforder-
lich, so beauftragt der Netzbetreiber die-
se. 

8. 1Die Kosten für die Unterbrechung und 
die Wiederherstellung der Netz- bzw. 
Anschlussnutzung können pauschal be-
rechnet werden. 2Sie sind auf der Inter-
netseite des Netzbetreibers zu veröf-
fentlichen. 3Auf Verlangen des Lieferan-
ten ist der Netzbetreiber verpflichtet, die 
Berechnungsgrundlage nachzuweisen. 
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4Die Möglichkeit des Lieferanten, gerin-
gere Kosten nachzuweisen, bleibt unbe-
rührt. 

9. Der Netzbetreiber haftet nicht für die 
Schäden, die dem Transportkunden 
dadurch entstehen, dass die Unterbre-
chung oder die Wiederherstellung der 
Netznutzung aus Gründen, die der 
Netzbetreiber nicht zu vertreten hat, nicht 
möglich ist. 

§ 8 Ausgleich von Mehr-/Mindermengen 

1. Der Netzbetreiber ermittelt nach der 
endgültigen Ermittlung der abrechnungs-
relevanten Messwerte und Daten die 
Mehr-/Mindermengen. Für alle SLP-
Ausspeisepunkte wird der gemäß DVGW 
Arbeitsblatt G 685 ermittelte Verbrauch 
der SLP-Ausspeisepunkte im Abrech-
nungszeitraum dem endgültig für die Al-
lokation in den Bilanzkreis des Bilanz-
kreisverantwortlichen zugrundeliegenden 
Wert gegenübergestellt. Für RLM-
Ausspeisepunkte wird die Mehr-
/Mindermenge berechnet, indem die 
endgültig für die Allokation in den Bilanz-
kreis des Bilanzkreisverantwortlichen 
verwendete Menge, ggf. unter Berück-
sichtigung von Rundungsdifferenzen, je-
weils mit dem Abrechnungs- und Bilan-
zierungsbrennwert bewertet und die Dif-
ferenz gebildet wird. Für RLM- Ausspei-

 

Bereits im NNV abgedeckt, Rest nicht mehr 
relevant. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 9 Jahresmehr- und Jahresmindermengen 

Die Abrechnung der Jahresmehr- und Jah-
resmindermengen durch den Netzbetreiber 
erfolgt unverzüglich nach Ablauf des jewei-
ligen Abrechnungszeitraums und nach Ein-
gang der letzten erforderlichen Zählwerte 
nach Maßgabe des § 25 GasNZV sowie un-
ter Beachtung 
a. etwaiger regulierungsbehördlicher Fest-

legungen nach § 50 Abs. 1 Nr. 9 Gas-
NZV sowie 

b. etwaiger verbändeübergreifend erarbei-
teter und durch die Bundesnetzagentur 
begleiteter Umsetzungsleitfäden. 
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sepunkte, die einem Biogas-Bilanzkreis 
zugeordnet sind, entfällt die Mehr-
/Mindermengenabrechnung.  

2. Mehrmengen entstehen innerhalb des 
Abrechnungszeitraumes als Differenz-
menge, sofern die am Ausspeisepunkt 
ausgespeiste Gasmenge niedriger ist als 
die Gasmenge die vom Ausspeisenetz-
betreiber in den Bilanzkreis/Sub-
Bilanzkonto allokiert wurde. Mindermen-
gen entstehen innerhalb des Abrech-
nungszeitraumes als Differenzmenge, 
sofern die am Ausspeisepunkt ausge-
speiste Gasmenge höher ist als die 
Gasmenge die vom Ausspeisenetzbe-
treiber in den Bilanzkreis/Sub-
Bilanzkonto allokiert wurde. Mehrmen-
gen vergütet der Netzbetreiber dem 
Transportkunden; Mindermengen stellt 
der Netzbetreiber dem Transportkunden 
in Rechnung. 

3. Die Mehr-/Mindermengen für SLP-
Letztverbraucher werden mit den jeweili-
gen mittleren Ausgleichsenergiepreisen 
für den Abrechnungszeitraum vom Netz-
betreiber gegenüber dem Transportkun-
den abgerechnet. Die Abrechnung der 
Mehr-/Mindermengen erfolgt nach dem 
in Anlage 4 beschriebenen Verfahren. 

4. Die Mehr-/Mindermengen für RLM-
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Letztverbraucher je Ausspeisepunkt – 
insbesondere aufgrund von Differenzen 
zwischen Bilanzierungsbrennwerten und 
abrechnungsrelevanten Brennwerten – 
werden monatlich je Ausspeisepunkt er-
mittelt und mit den mittleren monatlichen 
Ausgleichsenergiepreisen vom Netzbe-
treiber gegenüber dem Transportkunden 
abgerechnet. Diese Preise sind das un-
gewichtete arithmetische Mittel der für 
die Gastage des jeweiligen Monats gel-
tenden positiven und negativen Aus-
gleichsenergiepreise. Der monatliche 
durchschnittliche Ausgleichsenergiepreis 
wird vom Marktgebietsverantwortlichen 
ermittelt und veröffentlicht und wird 
gleichermaßen für die Abrechnung von 
Mehr- als auch von Mindermengen her-
angezogen. 

5. Für RLM-Ausspeisepunkte ist der Netz-
betreiber abweichend von Ziffer 1 be-
rechtigt, bei systematischen Fehlern in 
technischen Einrichtungen zur Messung 
die korrigierten Verbrauchsmengen ge-
mäß DVGW Arbeitsblatt G 685 dem 
endgültig für die Allokation in den Bilanz-
kreis des Bilanzkreisverantwortlichen zu-
grundeliegenden Wert für die Mehr-
/Mindermengenabrechnung gegenüber 
zu stellen: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sollte in den LF Bilanzkreismanagement ver-
schoben werden. 
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Der Netzbetreiber legt dem Transport-
kunden eine nachvollziehbare Dokumen-
tation vor. Die Dokumentation muss die 
Befundprüfung des Eichamtes beinhal-
ten. 

6. Die energiesteuerfreie Abrechnung der 
Mehr-/Mindermengen im Verhältnis zwi-
schen Netzbetreiber und dem Transport-
kunden erfolgt nur, wenn dem einen Ver-
tragspartner eine Anmeldung nach § 38 
Abs. 3 Energiesteuergesetz (Energie-
StG) des zuständigen Hauptzollamtes 
dem jeweils anderen Vertragspartner 
vorliegt. Jede Änderung in Bezug auf die 
Anmeldung, z.B. deren Widerruf durch 
das zuständige Hauptzollamt, ist dem 
jeweils anderen Vertragspartner unver-
züglich schriftlich mitzuteilen. 

 

 

 

 

 

Die korrekte Anwendung von Steuervorschrif-
ten ist eine gesetzliche Verpflichtung und mehr 
kann nicht im Vertrag geregelt werden. 

§ 9 Entgelte 

1. Der Transportkunde zahlt für die Leis-
tungen des Netzbetreibers die Entgelte 
nach Maßgabe der auf der Internetseite 
des Netzbetreibers veröffentlichten 
Preisblätter gemäß Anlage 5. Die in den 
Preisblättern enthaltenen Netzentgelte 
werden auf Grundlage der festgelegten 
Erlösobergrenze entsprechend den Vor-
schriften des Teils 2 Abschnitt 2 und 3 
der Gasnetzentgeltverordnung (Gas-

 

 

Ersetzt durch Regelung aus NNV Strom, mehr 
muss im Gas nicht geregelt werden. 

 

 

 

 

 

 
§ 7 Entgelte 

1. 1Der Transportkunde zahlt für die Leis-
tungen des Netzbetreibers die Entgelte 
nach Maßgabe der geltenden auf der In-
ternetseite des Netzbetreibers veröffent-
lichten Preisblätter. 2In diesen sind die 
Kosten für die Inanspruchnahme der 
vorgelagerten Netzebenen enthalten. 
3Darüber hinaus stellt der Netzbetreiber 
dem Transportkunden die jeweils gülti-
gen gesetzlich vorgesehenen Abgaben, 
Steuern und sonstige hoheitlich veran-
lasste oder gesetzliche Belastungen 
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NEV) gebildet. In diesen sind die Kosten 
für die Inanspruchnahme der vorgelager-
ten Netzebenen enthalten. 

2. Der Netzbetreiber ist bei einer Festle-
gung der Erlösobergrenzen gemäß § 17 
Abs. 1 Anreizregulierungsverordnung 
(ARegV) und bei einer Anpassung der 
Erlösobergrenzen gemäß § 17 Abs. 2 
ARegV i.V.m. § 4 Abs. 3 bis 5 ARegV 
sowie nach § 5 Abs. 3 ARegV i.V.m. § 17 
ARegV berechtigt, die Netzentgelte an-
zupassen, soweit sich daraus eine Erhö-
hung der Netzentgelte ergibt. Der Netz-
betreiber ist zur Anpassung der Netzent-
gelte verpflichtet, soweit sich daraus eine 
Absenkung der Netzentgelte ergibt. Der 
Netzbetreiber wird in derartigen Fällen 
die Netzentgelte jeweils gemäß § 17 
ARegV i.V.m. den Vorschriften des Teils 
2, Abschnitte 2 und 3 GasNEV und § 5 
Abs. 3 ARegV anpassen. Über die ange-
passten Netzentgelte (Preisblätter) wird 
der Netzbetreiber den Transportkunden 
unverzüglich in Textform informieren.  

3. Eine Anpassung der Netzentgelte darf 
erst zum 1. Januar des folgenden Kalen-
derjahres vorgenommen werden.  

Der Netzbetreiber ist sowohl im Fall einer 
Erhöhung als auch einer Absenkung be-
rechtigt, auftretende Differenzen über 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

wie Beiträge und Umlagen mit dem 
Netzentgelt in Rechnung. 

2. 1Neben dem Netzentgelt stellt der Netz-
betreiber dem Transportkunden für jede 
Entnahmestelle ein Entgelt für die Ab-
rechnung der Netznutzung und, soweit 
er Messstellenbetreiber oder Mess-
dienstleister ist, für den Messstellenbe-
trieb und die Messung in Rechnung. 
2Die Höhe dieser Entgelte ist den gel-
tenden auf der Internetseite des Netz-
betreibers veröffentlichten Preisblättern 
zu entnehmen. 

3. Die Vereinbarung individueller Netzent-
gelte nach § 20 GasNEV ist nicht Ge-
genstand dieses Vertrages. 

4. Der Netzbetreiber ist zur Anpassung der 
Entgelte berechtigt oder verpflichtet, so-
weit sich eine solche aus gesetzlicher, 
behördlicher oder gerichtlicher Vorgabe 
ergibt. Legt der Netzbetreiber gegen die 
Festlegung zur Bestimmung von Erlös-
obergrenzen der zuständigen Regulie-
rungsbehörde Beschwerde ein, teilt er 
dies dem Transportkunden unverzüglich 
in Textform mit und informiert den Trans-
portkunden über die Höhe der Netzent-
gelte, die sich aus der begehrten Anpas-
sung der Erlösobergrenze ergeben wür-
den. Gleiches gilt hinsichtlich Klagen des 
vorgelagerten Netzbetreibers, sofern die-
se zu einer nachträglichen Erhöhung der 
Netzentgelte führen können und der 
Netzbetreiber die nachträgliche Erhö-
hung seinerseits als nachgelagerter 
Netzbetreiber an seine Transportkunden 
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sein eigenes Regulierungskonto (§ 5 
ARegV) abzuwickeln.  

4. Im Falle von erhöhten Entgelten steht 
dem Transportkunden das Recht zu, den 
Vertrag mit einer Frist von 10 Werktagen 
zum Wirksamkeitszeitpunkt der Ände-
rung schriftlich zu kündigen. Sofern die 
Information nach Ziffer 2 Satz 4 dem 
Transportkunden nicht mindestens 20 
Werktage vor dem Wirksamkeitszeit-
punkt der Änderung zugeht, ist der 
Transportkunde abweichend von Satz 1 
berechtigt, innerhalb von 10 Werktagen 
nach Zugang der Information nach Ziffer 
2 Satz 4 mit einer Frist von 5 Werktagen, 
frühestens zum Wirksamkeitszeitpunkt 
der Änderung, den Vertrag schriftlich zu 
kündigen.  

5. Sollten Steuern oder andere öffentlich-
rechtliche Abgaben auf die Entgelte ge-
mäß dem jeweiligen Vertrag, einschließ-
lich von Steuern oder anderen öffentlich-
rechtlichen Abgaben auf Dienstleistun-
gen, die die Grundlage für diese Entgelte 
bilden, eingeführt, abgeschafft oder ge-
ändert werden, nimmt der Netzbetreiber 
eine dementsprechende Anhebung oder 
Absenkung der Entgelte in dem jeweili-
gen Vertrag mit Wirkung zu dem Zeit-
punkt vor, an welchem die Einführung, 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

weitergeben will. Sofern das Gericht oder 
die Regulierungsbehörde keine ander-
weitige Entscheidung trifft, wird der 
Netzbetreiber die Differenz, die sich aus 
der gerichtlichen Entscheidung ergibt, 
über das Regulierungskonto abwickeln. 

 

5. 1Der Netzbetreiber ist bei einer Festle-
gung der Erlösobergrenzen gemäß § 17 
Abs. 1 Anreizregulierungsverordnung 
(ARegV) und bei einer Anpassung der 
Erlösobergrenzen gemäß § 17 Abs. 2 
ARegV i.V.m. § 4 Abs. 3 bis 5 ARegV 
und nach § 5 Abs. 3 ARegV i.V.m. § 
17 ARegV berechtigt, die Netzentgelte 
anzupassen, soweit sich daraus eine 
Erhöhung der Netzentgelte ergibt. 2Er ist 
zur Anpassung der Netzentgelte ver-
pflichtet, soweit sich daraus eine Absen-
kung der Netzentgelte ergibt. 3Der 
Netzbetreiber wird in den vorgenannten 
Fällen die Netzentgelte jeweils gemäß 
§ 17 ARegV i.V.m. den Vorschriften des 
Teils 2, Abschnitte 2 und 3 GasNEV und 
§ 5 Abs. 3 ARegV anpassen. 

6. 1Eine Anpassung der Netzentgelte erfolgt 
immer zum 1. Januar eines Kalenderjah-
res, soweit nicht durch Gesetz, behördli-
che oder gerichtliche Entscheidung et-
was anderes vorgegeben ist. 2Kann der 
Netzbetreiber zum 15. Oktober des lau-
fenden Jahres nur vorläufige Entgelte 
benennen, gelten diese ab dem 1. Ja-
nuar des neuen Kalenderjahres endgül-
tig, sofern der Netzbetreiber vorher kei-
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Abschaffung oder Änderung der Steuern 
oder anderen öffentlich-rechtlichen Ab-
gaben in Kraft tritt, soweit diese nicht von 
der Erlösobergrenze erfasst sind.  

6. In den Fällen einer Anpassung der Er-
lösobergrenze aufgrund eines Härtefalles 
gemäß § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 ARegV ist 
der Netzbetreiber berechtigt, die Netz-
entgelte gemäß dem Beschluss der 
Bundesnetzagentur oder jeweils zum 1. 
Januar des folgenden Kalenderjahres 
anzupassen. 

7. Darüber hinaus ist der Netzbetreiber zur 
Änderung der Entgelte gemäß Ziffer 1 
berechtigt bzw. verpflichtet, soweit sich 
eine solche Änderung aus gesetzlichen 
und / oder behördlichen und / oder ge-
richtlichen Entscheidungen ergibt. 

8. Der Transportkunde entrichtet ein Entgelt 
gemäß Konzessionsabgabenverordnung 
(KAV) nach Maßgabe der auf der Inter-
netseite des Netzbetreibers veröffentlich-
ten Preisblätter gemäß Anlage 5 an den 
Netzbetreiber für jeden Ausspeisepunkt, 
der in den Geltungsbereich dieses Liefe-
rantenrahmenvertrages fällt. Die in den 
Preisblättern angegebene Höhe der 
Konzessionsabgabe richtet sich nach 
dem jeweils zwischen dem Konzessi-
onsnehmer und der betreffenden Ge-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

ne endgültigen Netzentgelte veröffent-
licht und den Netznutzer informiert hat. 

7. Sollten Steuern, Abgaben oder sonstige 
hoheitlich veranlasste oder gesetzliche  
Belastungen wie Beiträge und Umlagen 
auf die Entgelte oder auf Leistungen, 
welche die Grundlage für diese Entgel-
te bilden, eingeführt, abgeschafft oder 
geändert werden, nimmt der Netzbe-
treiber abweichend von Abs. 4 eine 
dementsprechende Anhebung oder Ab-
senkung der Entgelte mit Wirkung zu 
dem Zeitpunkt vor, an welchem die 
Einführung, Abschaffung oder Änderung 
der Steuern, Abgaben oder sonstigen 
hoheitlich veranlassten oder gesetzli-
chen Belastungen in Kraft tritt, soweit 
diese nicht von der Erlösobergrenze er-
fasst sind. 

8. Der Netzbetreiber informiert den Trans-
portkunden unverzüglich über die ange-
passten Entgelte. 

9. 1Der Netzbetreiber stellt dem Transport-
kunden die auf die Entnahme entfallen-
de, der jeweiligen Gemeinde geschul-
dete Konzessionsabgabe nach Maßga-
be der auf Internetseite des Netzbetrei-
bers veröffentlichten Preisblätter im 
Rahmen der Netznutzungsabrechnung  
in Rechnung. Die Höhe der  Konzessi-
onsabgabe richtet sich nach dem jeweils 
mit der betreffenden Gemeinde verein-
barten Konzessionsabgabensatz gemäß 
Konzessionsabgabenverordnung (KAV). 
Erhebt der Transportkunde Anspruch 
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meinde vereinbarten Konzessionsabga-
bensatz gemäß KAV in der jeweils gülti-
gen Fassung.  

9. Erhebt der Transportkunde den An-
spruch auf eine niedrigere Konzessions-
abgabe oder auf Befreiung von der Kon-
zessionsabgabe für einen von ihm im 
Netzbereich des Netzbetreibers beliefer-
ten Letztverbraucher, wird er dem Netz-
betreiber hierüber einen schriftlichen 
Nachweis in für die Konzessionsabga-
benabrechnung geeigneter Form, z.B. 
durch Wirtschaftsprüfertestat, zur Verfü-
gung stellen. Diesen Nachweis wird der 
Transportkunde dem Netzbetreiber spä-
testens bis 15 Monate nach dem Ende 
eines Kalenderjahres für dieses Kalen-
derjahr einreichen. 

10. Im Übrigen kann der Netzbetreiber in 
ergänzenden Geschäftsbedingungen 
Regelungen zu Entgelt- und Zahlungs-
bedingungen treffen, die er auf seiner In-
ternetseite veröffentlicht. Gesonderte 
Entgelte nach § 20 Abs. 2 GasNEV be-
dürfen einer besonderen Vereinbarung. 
Die Anwendung von Regelungen zu ge-
sonderten Entgelten kann der Netzbe-
treiber in den ergänzenden Geschäfts-
bedingungen treffen.  

11. Für Ausspeisepunkte hat der Transport-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der bne lehnt ergänzende Bedingungen ab. 

 

 

 

 

 

 

auf eine Befreiung hiervon, weist er 
dem Netzbetreiber die Berechtigung 
durch einen schriftlichen Nachweis in 
nach der Konzessionsabgabenverord-
nung geeigneter Form nach. Der Netz-
betreiber erstattet dem Transportkun-
den zu viel gezahlte Konzessionsab-
gaben. 2Soweit eine Weiterverteilung im 
Sinne des § 2 Abs. 8 der KAV erfolgt 
und dies dem Transportkunden bekannt 
ist, ist er verpflichtet, dies dem Netzbe-
treiber mitzuteilen und ggf. die erforder-
lichen Angaben zur Ermittlung der Hö-
he der auf die Entnahme entfallenden 
Konzessionsabgabe zur Verfügung zu 
stellen. 

10. Alle Entgelte unterliegen dem  im  Lie-
fer-  oder Leistungszeitpunkt jeweils  
gültigen gesetzlichen Umsatzsteuersatz. 



20150121_Synopse bne-Entwurf Lieferantenrahmenvertrag Gas vs. Anlage 3 der KoV VII 
 

37 
 

kunde das ausgewiesene Entgelt für 
Messstellenbetrieb/Messung gemäß Zif-
fer 1 ab dem Zeitpunkt und solange zu 
zahlen, ab dem und solange der Netzbe-
treiber Messstellenbetrei-
ber/Messdienstleister gemäß § 21 b 
EnWG an dem jeweiligen Ausspeise-
punkt ist. Der Netzbetreiber wird im Fall, 
dass ihm der Messstellenbetrieb/die 
Messdienstleistung zufällt oder er nicht 
mehr Messstellenbetrei-
ber/Messdienstleister des Ausspeise-
punktes sein wird, insbesondere in Folge 
eines Wechsels des Messstellenbetrei-
bers/Messdienstleisters gemäß § 21 b 
Abs. 2 EnWG, den Transportkunden un-
verzüglich darüber informieren. 

 

Hierfür kein extra Regelungsbedarf, der Fall ist 
klar abgegrenzt. 

§ 10 Abrechnung, Zahlung und Verzug 

1. Grundsätzlich rechnet der Netzbetreiber 
die Netzentgelte inklusive Abrechnung 
und sofern er Messstellenbetrei-
ber/Messdienstleister ist, das Entgelt für 
Messstellenbetrieb und Messung jährlich 
nach GeLi Gas ab. Abweichend davon 
wird im Falle von RLM-Letztverbrauchern 
monatlich nach GeLi Gas abgerechnet. 
Der Netzbetreiber ist berechtigt, im Falle 
von SLP-Letztverbrauchern nach seiner 
Wahl monatliche oder zweimonatliche 

 

Verwendung der Regelungen aus NNV Strom, 
abweichende Regelungen für Gas nicht not-
wendig 

 

§ 8 Abrechnung, Zahlung und Verzug 

1. Grundsätzlich rechnet der Netzbetreiber 
die Entgelte nach § 7 bei Standard-
lastprofilkunden jährlich und bei Ent-
nahmestellen mit fortlaufend registrie-
render h-Leistungsmessung (RLM) vor-
läufig monatlich ab. 

2. Beginn und Ende des Abrechnungszeit-
raums bestimmt der Netzbetreiber, für 
die Abrechnung von RLM-
Ausspeisepunkten ist das Kalenderjahr 
der Abrechnungszeitraum. 

3. 1Die Abrechnung der RLM-
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Abschlagszahlungen vom Transportkun-
den zu verlangen. Ändern sich die für die 
Berechnung der Abschlagszahlungen re-
levanten Parameter (z.B. Preise, Jahres-
verbrauchsmengen) kann der Netzbe-
treiber auch unterjährig eine Anpassung 
der Abschlagszahlungen verlangen.  

Die monatliche Abrechnung der RLM-
Ausspeisepunkte erfolgt auf der Grund-
lage der gemessenen, monatlichen Ver-
brauchsmenge und grundsätzlich der 
höchsten im Abrechnungszeitraum er-
reichten Maximalleistung. Der Netzbe-
treiber legt den Abrechnungszeitraum 
fest und veröffentlicht ihn in seinen er-
gänzenden Geschäftsbedingungen. So-
fern im betreffenden Abrechnungsmonat 
eine höhere als die bisher erreichte Ma-
ximalleistung auftritt, erfolgt in diesem 
Abrechnungsmonat oder am Ende des 
Abrechnungszeitraums eine Nachbe-
rechnung der Differenz zwischen der 
bisher berechneten und neuen Maximal-
leistung für die vorausgegangenen Mo-
nate des aktuellen Abrechnungszeit-
raums. 

2. Die Abrechnung der Mehr- und Minder-
mengen erfolgt nach den Regelungen in 
Anlage 4. 

3. Weitere Einzelheiten über die Abrech-

Ausspeisepunkte erfolgt nach dem Jah-
resleistungspreissystem, wobei der Jah-
resleistungspreis auch dann in voller Hö-
he zu zahlen ist, wenn der RLM-
Ausspeisepunkt nur für einen Teil des 
Kalenderjahres für den Gasbezug ge-
nutzt wird.  

4. 1Die Ermittlung des Netzentgeltes für 
RLM-Ausspeisepunkte erfolgt auf Basis 
der Jahreshöchstleistung des Gasbe-
zugs sowie der Jahresenergiemenge an 
diesem Ausspeisepunkt. 
2Jahreshöchstleistung ist der höchste 
im Abrechnungsjahr gemessene h-
Mittelwert der Leistung. Bei der Einord-
nung der Entnahmestelle in das Preis-
system der Jahreshöchstleistung ent-
sprechend der Benutzungsstundenzahl 
berücksichtigt der Netzbetreiber die im 
Abrechnungsjahr erwartete maximale 
Höchstleistung angemessen. 

5. 1Die Abrechnung der RLM-
Ausspeisepunkte nach dem Jahresleis-
tungspreissystem erfolgt  monatlich  vor-
läufig  auf  Grundlage  der  Zählwerte  des  
jeweiligen  Monats. 
2Sofern im betreffenden Abrechnungs-
monat eine höhere als die bisher im ak-
tuellen Kalenderjahr erreichte Höchst-
leistung auftritt, erfolgt in diesem Ab-
rechnungsmonat oder am Ende des 
Abrechnungszeitraums eine Nachbe-
rechnung der Differenz zwischen der 
bisher berechneten und neuen Höchst-
leistung für die vorausgegangenen 
Monate des  aktuellen Abrechnungs-
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nung der Entgelte kann der Netzbetrei-
ber in ergänzenden Geschäftsbedingun-
gen regeln. 

4. Rechnungen, und Abschlagsrechnungen 
bzw. Abschlagspläne werden zu dem 
vom Netzbetreiber angegebenen Zeit-
punkt, frühestens jedoch 2 Wochen nach 
Zugang der Zahlungsaufforderung fällig. 
Die ernsthafte Möglichkeit eines offen-
sichtlichen Fehlers in der Rechnung be-
rechtigt den Transportkunden zum Zah-
lungsaufschub oder zur Zahlungsverwei-
gerung. Der Netzbetreiber ist berechtigt, 
einen Verzugsschaden pauschal in 
Rechnung zu stellen. Es bleibt dem 
Transportkunden unbenommen, einen 
tatsächlich geringeren Verzugsschaden 
nachzuweisen. 

5. Werden Fehler in der Ermittlung von 
Rechnungsbeträgen oder der Rechnung 
zugrundeliegenden Daten festgestellt, so 
ist die Überzahlung vom Netzbetreiber 
zurückzuzahlen oder der Fehlbetrag vom 
Transportkunden nachzuentrichten. Die 
Rechnungskorrektur ist längstens 3 Jah-
re ab Zugang der zu korrigierenden 
Rechnung zulässig.  

6. Gegen Ansprüche der Vertragspartner 
kann nur mit unbestrittenen oder rechts-
kräftig festgestellten Gegenansprüchen 

zeitraums. 3Im Falle eines unterjährigen 
Lieferantenwechsels erfolgt gegenüber 
dem aktuellen Lieferanten erforderli-
chenfalls eine anteilige Nachberech-
nung entsprechend der Höchstleistung 
des Kalenderjahres für die Belieferungs-
monate des bisherigen Lieferanten in die-
sem Kalenderjahr. 

6. 1Der Netzbetreiber ist berechtigt, für 
Ausspeisepunkte mit Standardlastprofil 
monatliche Abschlagszahlungen für die 
in Abs. 1 genannten Entgelte zu ver-
langen. 2Ändern sich die für die Be-
rechnung der Abschlagszahlungen rele-
vanten Parameter (z. B. Preise, Jahre-
sprognose, Wegfall von Leistungen 
durch den Netzbetreiber wie Messstel-
lenbetrieb oder Messdienstleistung) 
können  die  Vertragspartner auch unter-
jährig eine Anpassung der Abschlags-
zahlungen verlangen. 

7. Entgelte des Netzbetreibers, die auf 
Jahresbasis erhoben werden, sind in 
Fällen unterjährigen Lieferantenwech-
sels anteilig auf die Lieferanten ent-
sprechend des auf sie entfallenden Lie-
ferzeitraums aufzuteilen. 

8. 1Rechnungen und Abschlagsberech-
nungen werden zu dem vom Netzbe-
treiber angegebenen Zeitpunkt, frühes-
tens jedoch zehn Werktage nach Zu-
gang der Zahlungsaufforderung fällig. 
2Zahlt der Transportkunde die Entgelte 
ganz oder teilweise nicht rechtzeitig, ist 
der Netzbetreiber berechtigt, Verzugs-
zinsen nach den Vorgaben des Bürger-
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aufgerechnet werden. lichen Gesetzbuches zu verlangen. 3Die 
Geltendmachung eines weitergehenden 
Verzugsschadens bleibt vorbehalten. 
4Der Netzbetreiber ist berechtigt, Ver-
zugskosten pauschal gemäß der auf 
der Internetseite des Netzbetreibers 
veröffentlichten Preisblätter in Rechnung 
zu stellen. 5Dem Transportkunden bleibt 
es unbenommen, einen tatsächlich ge-
ringeren Verzugsschaden nachzuweisen. 

9. Einwände gegen die Richtigkeit der 
Rechnung und Abschlagsberechnung 
berechtigen zum Zahlungsaufschub o-
der zur Zahlungsverweigerung nur, so-
weit die ernsthafte Möglichkeit eines 
Fehlers besteht. In diesem Fall ist der 
Transportkunde berechtigt, die Rech-
nung vollumfänglich abzulehnen und die 
Zahlung zu verweigern. 

10. Gegen Forderungen des jeweils ande-
ren Vertragspartners kann nur mit un-
bestrittenen oder rechtskräftig  festge-
stellten Gegenansprüchen  aufgerechnet 
werden. 

11. Die Netznutzungsabrechnung ist gemäß 
der Festlegung GeLi Gas in  elektroni-
scher Form abzuwickeln, sofern Netzbe-
treiber oder Transportkunde es verlan-
gen. 

12. Werden Fehler in der Ermittlung von 
Rechnungsbeträgen oder in den der 
Rechnung zugrunde liegenden Daten 
festgestellt, so ist eine Überzahlung vom 
Netzbetreiber zu erstatten oder ein 
Fehlbetrag vom Transportkunde nachzu-
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entrichten. 

13. Die Zahlung von Entgelten, Steuern und 
sonstigen Belastungen nach diesem Ver-
trag erfolgt durch (unzutreffendes strei-
chen): 

a. SEPA-Lastschrift, 

b. Überweisung, 
Sonstiges:    

§ 11 Steuern 

1. Werden im Rahmen des jeweiligen Ver-
trages vom Netzbetreiber an einen 
Transportkunden, der nicht Lieferer im 
Sinne des § 38 Abs. 3 EnergieStG ist, 
Gasmengen geliefert, hat der Transport-
kunde die darauf entfallenden Entgelte 
zuzüglich Energiesteuer in der jeweiligen 
gesetzlichen Höhe zu zahlen. 

Eine solche Lieferung liegt insbesondere 
immer dann vor, wenn zusätzlich zu den 
vom Transportkunden dem Netzbetreiber 
zum Transport übergebenen Gasmen-
gen am Ausspeisepunkt weitere Gas-
mengen vom Netzbetreiber an den 
Transportkunden abgegeben werden. 

Erfolgt die Lieferung von Gasmengen an 
einen Transportkunden, der angemelde-
ter Lieferer im Sinne des § 38 Abs. 3 
EnergieStG ist, ist der Transportkunde 

 

Beide Vertragspartner müssen sich an die gel-
tenden Gesetze und Durchführungsvorschrif-
ten halten. Darüber hinaus gibt es nichts, was 
im NNV geregelt werden kann. 

 



20150121_Synopse bne-Entwurf Lieferantenrahmenvertrag Gas vs. Anlage 3 der KoV VII 
 

42 
 

verpflichtet, das Vorliegen der Voraus-
setzungen des § 38 Abs. 3 EnergieStG 
dem Netzbetreiber gegenüber durch Vor-
lage einer von der zuständigen Zollver-
waltung ausgestellten aktuellen Anmel-
debestätigung im Sinne von § 78 Abs. 4 
Energiesteuer - Durchführungsverord-
nung (EnergieStV), nach der der Trans-
portkunde als angemeldeter Lieferer zum 
unversteuerten Bezug von Gasmengen 
berechtigt ist, nachzuweisen. Der Nach-
weis über das Vorliegen der Vorausset-
zungen des § 38 Abs. 3 EnergieStG ist 
dem jeweiligen Netzbetreiber spätestens 
1 Woche vor der Lieferung zur Verfü-
gung zu stellen. Wird ein geeigneter 
Nachweis über das Vorliegen der Vo-
raussetzungen des § 38 Abs. 3 Energie-
StG nicht innerhalb des vorgeschriebe-
nen Zeitraums vorgelegt, hat der Netzbe-
treiber das Recht, dem Transportkunden 
die auf die Lieferung der Gasmengen 
entfallenden Entgelte zuzüglich Energie-
steuer in der jeweiligen gesetzlichen Hö-
he in Rechnung zu stellen. 

Der Transportkunde ist verpflichtet, den 
Netzbetreiber umgehend schriftlich zu in-
formieren, wenn der Transportkunde 
nicht bzw. nicht mehr Lieferer im Sinne 
des § 38 Abs. 3 EnergieStG ist. Bei 
Adressänderungen, Umfirmierungen, 
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Änderungen der Rechtsform ist die Vor-
lage einer aktuellen Liefererbestätigung 
der Zollverwaltung erforderlich. Kommt 
der Transportkunde dieser Hinweispflicht 
nicht oder nicht rechtzeitig nach, ist er 
verpflichtet, die daraus für den Netzbe-
treiber entstehende Energiesteuer an 
diesen zu erstatten. 

2. Sämtliche Entgelte entsprechend des 
jeweiligen Vertrages sind ohne darauf 
entfallende Steuern aufgeführt. Der 
Transportkunde hat diese Steuern zu-
sätzlich zu diesen Entgelten zu entrich-
ten. 

3. Die Entgelte gemäß dem jeweiligen Ver-
trag und diesem Paragraphen sowie jeg-
liche Zuschläge hierzu bilden das Entgelt 
im Sinne des Umsatzsteuergesetzes 
(UStG) und verstehen sich ohne Um-
satzsteuer (USt). Zusätzlich zu diesem 
Entgelt hat der Transportkunde an den 
Netzbetreiber die Umsatzsteuer in der 
jeweiligen gesetzlichen Höhe zu entrich-
ten, sofern nicht das Reverse-Charge-
Verfahren Anwendung findet. Soweit der 
Leistungsempfänger die Voraussetzun-
gen des § 3g Absatz 1 UStG erfüllt, legt 
er, als Nachweis für die Anwendung des 
Reverse-Charge-Verfahrens, die Be-
scheinigung für Wiederverkäufer von 
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Erdgas (USt 1 TH) nach § 13b Absatz 2 
Nr. 5 Buchstabe b und Absatz 5 UStG 
erstmalig spätestens 1 Woche vor der 
Lieferung sowie jährlich wiederkehrend 
unaufgefordert dem jeweils anderen Ver-
tragspartner vor. Erfolgt die Abrechnung 
gemäß § 14 Abs. 2 S. 2 UStG im Gut-
schriftsverfahren, muss die Abrechnung 
die Angabe "Gutschrift" enthalten (§ 14 
Abs. 4 Nr. 10 UStG). 

§ 12 Haftung 

1. Der Netzbetreiber haftet für Schäden, die 
dem Transportkunden durch die Unter-
brechung oder durch Unregelmäßigkei-
ten in der Netznutzung entstehen, nach 
Maßgabe des § 5 GasNZV i. V. m. § 18 
NDAV – dieses gilt für Vertragsverhält-
nisse in Nieder-, Mittel- und Hochdruck-
netzen. Der Wortlaut des § 18 NDAV ist 
als Anlage 6 beigefügt.  

2. Im Übrigen haften die Vertragspartner 
einander für Schäden aus der Verletzung 
des Lebens, des Körpers oder der Ge-
sundheit, es sei denn, der Vertrags-
partner selbst, dessen gesetzliche Ver-
treter, Erfüllungs- oder Verrichtungsgehil-
fen haben weder vorsätzlich noch fahr-
lässig gehandelt.  

 

Verwendung der Regelungen aus NNV Strom, 
abweichende Regelungen für Gas nicht not-
wendig 

 

§ 12 Haftung 

1. 1Der Netzbetreiber haftet für Sach- 
und Vermögensschäden, die dem 
Transportkunden durch die Unterbre-
chung oder durch Unregelmäßigkeiten in 
der Netznutzung in allen Druckstufen 
entstehen, nach Maßgabe des § 5 Gas-
NZV i.V.m. § 18 NDAV, §§ 16,  16a und 
53a  EnWG bleiben  unberührt.  2Für  
Haftungsfälle  in  Druckebenen oberhalb 
des Niederdrucks vereinbaren die Ver-
tragspartner eine entsprechende An-
wendung   von § 5 GasNZV i.V.m. § 18 
NAV. 3Abweichend davon wird eine 
Begrenzung des Haftungshöchstbetra-
ges im Sinne von § 18 Abs. 2 S. 1, Abs. 
3 S. 4 und Abs. 4 S. 1 NDAV  vereinbart. 

2. 1Im Übrigen haften die Vertragspartner 
einander für Sach- und Vermögens-
schäden, die aus einer schuldhaften 
Verletzung wesentlicher Vertragspflich-
ten herrühren. 3Im Fall der Verletzung 
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3. Im Fall der Verletzung wesentlicher Ver-
tragspflichten haften die Vertragspartner 
einander für Sach- und Vermögensschä-
den, es sei denn, der Vertragspartner 
selbst, dessen gesetzliche Vertreter, Er-
füllungs- oder Verrichtungsgehilfen ha-
ben weder vorsätzlich noch fahrlässig 
gehandelt; die Haftung der Vertrags-
partner im Fall leicht fahrlässig verur-
sachter Sach- und Vermögensschäden 
ist auf den vertragstypisch, vorhersehba-
ren Schaden begrenzt.  

a) Unter wesentlichen Vertragspflichten 
werden hier die Verpflichtungen ver-
standen, deren Erfüllung die ord-
nungsgemäße Durchführung des Ver-
trages überhaupt erst ermöglicht und 
auf deren Einhaltung der Vertrags-
partner regelmäßig vertraut und ver-
trauen darf. 

b) Vertragstypische, vorhersehbare 
Schäden sind solche, die der Ver-
tragspartner bei Vertragsschluss als 
mögliche Folge einer Vertragsverlet-
zung vorausgesehen hat oder unter 
Berücksichtigung der Umstände, die 
ihm bekannt waren oder die er hätte 
kennen müssen, bei Anwendung ver-
kehrsüblicher Sorgfalt hätte voraus-
sehen müssen. 

nicht wesentlicher Vertragspflichten haf-
ten die Vertragspartner einander nur für 
vorsätzliches und grob fahrlässiges 
Handeln, wobei die Haftung für grob 
fahrlässig verursachte Sach- und Ver-
mögensschäden auf den vertragstypisch, 
vorhersehbaren Schaden begrenzt ist. 
Unter wesentlichen Vertragspflichten 
werden hier die Verpflichtungen ver-
standen, deren Erfüllung die ordnungs-
gemäße Durchführung des Vertrages 
überhaupt erst ermöglicht und auf deren 
Einhaltung der Vertragspartner regel-
mäßig vertraut und vertrauen darf. 

3. Die Vertragspartner haften einander für 
Schäden aus der schuldhaften Verlet-
zung des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit. 

4. Eine Haftung der Vertragspartner nach 
zwingenden Vorschriften des Haft-
pflichtgesetzes und anderen Rechtsvor-
schriften bleibt unberührt. 

5. Die Abs. 1 bis 5 gelten auch zuguns-
ten der gesetzlichen Vertreter, Arbeit-
nehmer sowie der Erfüllungs- oder Ver-
richtungsgehilfen der Vertragspartner, 
soweit diese für den jeweiligen Ver-
tragspartner Anwendung finden. 
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c) Typischerweise ist bei Geschäften der 
fraglichen Art von einem Schaden in 
Höhe von EUR 2,5 Mio. bei Sach-
schäden und EUR 1,0 Mio. bei Ver-
mögensschäden auszugehen.  

4. Die Vertragspartner haften einander für 
Sach- und Vermögensschäden bei nicht 
wesentlichen Vertragspflichten, es sei 
denn, der Vertragspartner selbst, dessen 
gesetzliche Vertreter, Erfüllungs- oder 
Verrichtungsgehilfen haben weder vor-
sätzlich noch grob fahrlässig gehandelt.  

a) Die Haftung der Vertragspartner 
selbst und für ihre gesetzlichen Ver-
treter, leitende Erfüllungsgehilfen und 
Verrichtungsgehilfen ist im Fall grob 
fahrlässig verursachter Sach- und 
Vermögensschäden auf den vertrags-
typisch, vorhersehbaren Schaden be-
grenzt. 

b) Die Haftung der Vertragspartner für 
sog. einfache Erfüllungsgehilfen ist im 
Fall grob fahrlässig verursachter 
Sachschäden auf EUR 1,5 Mio. und 
Vermögensschäden auf EUR 0,5 Mio. 
begrenzt.  

5. §§ 16, 16 a EnWG bleiben unberührt. 
Maßnahmen nach § 16 a EnWG i.V.m. § 
16 Abs. 2 EnWG sind insbesondere auch 
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solche, die zur Sicherstellung der Ver-
sorgung von Haushaltskunden mit Erd-
gas gemäß § 53 a EnWG ergriffen wer-
den.   

6. Eine Haftung der Vertragspartner nach 
zwingenden Vorschriften des Haftpflicht-
gesetzes und anderen Rechtsvorschrif-
ten bleibt unberührt. 

7. Die Ziffern 1 bis 6 gelten auch zu Guns-
ten der gesetzlichen Vertreter, Arbeit-
nehmer sowie der Erfüllungs- oder Ver-
richtungsgehilfen der Vertragspartner, 
soweit diese für den jeweiligen Vertrags-
partner Anwendung finden. 

§ 13 Sicherheitsleistung 

§ 14 Vorauszahlung 

Verwendung der Regelungen aus NNV Strom, 
abweichende Regelungen für Gas nicht not-
wendig 

 

§ 11 Vorauszahlung 

1. 1Der Netzbetreiber kann in begründeten 
Fällen für Zahlungsansprüche aus die-
sem Vertrag die Zahlung im Voraus 
vom Transportkunden verlangen. 2Die 
Leistung der Vorauszahlung ist gegen-
über dem Transportkunden in Textform 
zu begründen. 

2. Ein begründeter Fall wird insbesondere 
angenommen, wenn 

a. der Transportkunde mit einer fäl-
ligen Zahlung in nicht unerhebli-
cher Höhe in Verzug geraten ist 
und auch auf eine nach Ver-
zugseintritt erklärte schriftliche 
Aufforderung unter Androhung 
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des Entzuges des Netzzugangs 
nicht oder nicht vollständig ge-
zahlt hat, 

b. der Transportkunde zweimal in 
zwölf Monaten mit einer fälligen 
Zahlung in nicht unerheblicher 
Höhe in Verzug war, 

c. gegen den Transportkunden 
Zwangsvollstreckungsmaßnah-
men wegen Geldforderungen (§§ 
803 - 882a ZPO) in nicht uner-
heblicher Höhe, die Auswirkun-
gen auf seine Leistungsfähigkeit 
zur Erfüllung der Verpflichtungen 
aus diesem Vertrag haben kön-
nen, eingeleitet sind, 

d. aufgrund über den Transport-
kunden eingeholter Auskünfte 
oder einer sonstigen Sachlage 
eine begründete Besorgnis be-
steht, dass er den Verpflichtun-
gen aus diesem Vertrag nicht 
mehr nachkommen wird und 
der Transportkunde dies nicht 
innerhalb von zehn Werktagen 
nach der Anforderung der Zah-
lung im Voraus durch einen 
geeigneten Nachweis seiner 
Bonität entkräftet. 2Hierzu kön-
nen gegebenenfalls geeignete 
Bonitätsnachweise wie z. B. 
durch Vorlage eines aktuellen 
Geschäftsberichts, eines Han-
delsregisterauszugs und erfor-
derlichenfalls  weitergehende  
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bonitätsrelevante  Informationen  
vorgelegt werden. 3Die Daten 
und die wesentlichen Inhalte der 
Auskunft, auf denen die begrün-
dete Besorgnis beruht, sind dem 
Transportkunden mit der Anfor-
derung der Vorauszahlung durch 
den Netzbetreiber vollständig of-
fenzulegen 

e. oder ein früherer Netznutzungs-
vertrag zwischen dem Netzbe-
treiber und dem Transportkun-
den in den letzten 6 Monaten vor 
Abschluss dieses Vertrages nach 
§ 13 Abs. 5 wirksam gekündigt 
worden ist. 

3. Die Zahlung für die Netznutzung des 
folgenden Monats (Liefermonat) ist auf 
Anforderung des Netzbetreibers im Vo-
raus in voller Höhe zu entrichten. 

a. Der Netzbetreiber kann eine mo-
natliche, zweiwöchentliche oder 
wöchentliche Vorauszahlung ver-
langen. 

b. 1Die Höhe der Vorauszahlung 
wird monatlich angepasst und 
entspricht den voraussichtlich, 
anfallenden Entgelten für die vom 
Transportkunden für einen Monat 
in Anspruch genommene Netz-
nutzung. 2Dabei hat der Netzbe-
treiber Änderungen im aktuellen 
Kundenbestand sowie die Um-
stände des Einzelfalles ange-
messen zu berücksichtigen. 3Der 
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Netzbetreiber teilt dem Trans-
portkunden die Höhe der Vo-
rauszahlung jeweils bis zum 13. 
Werktag (Werktagsdefinition ge-
mäß GeLi Gas-Festlegung) mit. 
4Die Vorauszahlung ist mit Wert-
stellung zum 3. Werktag des 
Liefermonats und bei wöchentli-
cher Vorauszahlung bis zum letz-
ten Werktag der der Lieferwoche 
vorausgehenden Woche auf dem 
Konto des Netzbetreibers zu zah-
len. 

Die Vorauszahlung wird monatlich bis 
zum 13. Werktag des Folgemonats 
abgerechnet und entstehende Salden 
werden ohne Verrechnung mit anderen 
Forderungen monatlich ausgeglichen. 

4. 1Der Netzbetreiber hat das Bestehen 
eines begründeten Falles im Sinne des 
§ 12 Abs. 1 halbjährlich, erstmalig 
sechs Monate ab der ersten Vorauszah-
lung, zu überprüfen. 2Er hat eine Bestä-
tigung darüber zu erteilen, wenn ein 
begründeter Fall nicht mehr besteht. 
3Die Pflicht zur Vorauszahlung endet mit 
Zugang der Bestätigung. 4Der Trans-
portkunde kann eine Einstellung der Vo-
rauszahlungsregelung frühestens nach 
einem halben Jahr fordern, sofern kein 
begründeter Fall im Sinne des Absat-
zes 1 mehr vorliegt und innerhalb der 
letzten sechs Monate die Zahlungen des 
Transportkunden fristgerecht und in vol-
ler Höhe eingegangen sind. 
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§ 13 Vertragslaufzeit, Vertragskündigung 
und Netzübernahme 

1. Dieser Lieferantenrahmenvertrag tritt mit 
Unterzeichnung/zum (Datum) in Kraft 
und läuft auf unbestimmte Zeit. Er kann 
mit einer Frist von 3 Monaten auf das 
Ende eines Kalendermonats gekündigt 
werden. Der Vertrag kann von dem 
Netzbetreiber jedoch nur gekündigt wer-
den, soweit eine Pflicht zum Netzzugang 
auf der Grundlage des EnWG, der Gas-
NZV oder anderer Rechtsvorschriften 
nicht oder nicht mehr besteht oder 
gleichzeitig mit der Kündigung der Ab-
schluss eines neuen Lieferantenrahmen-
vertrages angeboten wird, der den An-
forderungen des EnWG, der GasNZV 
und anderer Rechtsvorschriften ent-
spricht. 

2. Dieser Vertrag kann fristlos aus wichti-
gem Grund gekündigt werden. 

Ein wichtiger Grund liegt insbesondere 
vor, wenn 

a) gegen wesentliche Bestimmungen 
dieses Vertrages trotz Abmahnung 
wiederholt schwerwiegend verstoßen 

 

Verwendung der Regelungen aus NNV Strom, 
abweichende Regelungen für Gas nicht not-
wendig 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
§ 13 Vertragslaufzeit und Kündigung 

1. Der Netznutzungsvertrag tritt am 
…………………….. (Datum)/mit Unter-
zeichnung (nicht zutreffendes streichen) 
in Kraft und läuft auf unbestimmte Zeit. 

2. Der Transportkunde kann den Vertrag 
mit einer Frist von einem Monat zum 
Ende eines Kalendermonats kündigen. 

3. 1Mit Wirksamwerden der Kündigung en-
det das Recht des Transportkunden zur 
Netznutzung unmittelbar, sonstige 
Rechte und Pflichten aus dem Netznut-
zungsverhältnis enden mit Begleichung 
sämtlicher Forderungen. 2Im Nieder-
druck angeschlossene Ausspeisepunkte 
werden gemäß den Vorgaben der GeLi 
gas (Prozess Ersatzversorgung) dem 
Ersatz-/Grundversorger zugeordnet. 
3Den Anschluss von Ausspeisepunkten, 
die nicht einem anderen Bilanzkreis zu-
geordnet werden, kann der Netzbetrei-
ber gemäß § 10 Abs. 3 d) unterbrechen. 

4. Der Netzbetreiber kann diesen Vertrag 
mit einer Frist von drei Monaten zum 
Ende eines Kalendermonats kündigen, 
soweit eine Pflicht zum Netzzugang auf 
der Grundlage des EnWGnicht oder 
nicht mehr besteht. 

5. 1Beide Vertragspartner können diesen 
Vertrag fristlos aus wichtigem Grund kün-
digen. 

Ein wichtiger Grund liegt insbesondere 
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wird oder 

b) der Transportkunde seiner Verpflich-
tung zur Stellung einer Sicherheit 
nach § 13 oder zur Leistung einer Vo-
rauszahlung nach § 14 nicht fristge-
recht oder nicht vollständig nach-
kommt oder 

 

c) die Zuordnung sämtlicher Ausspeise-
punkte des Transportkunden zu ei-
nem Bilanzkreis entgegen § 2 Ziffer 2 
Abs. 1 Satz 3 nicht mehr sichergestellt 
ist. 

3. Optional: Sofern eine EDI-Vereinbarung 
Bestandteil dieses Lieferantenrahmen-
vertrages ist, besteht diese auch nach 
einer Kündigung des Lieferantenrah-
menvertrages bis zur endgültigen Ab-
wicklung dieses Vertrages fort. 

4. Dieser Vertrag endet in Bezug auf ein-
zelne Ausspeisepunkte, sofern der Netz-
betreiber aufgrund von Änderungen des 
Netzgebietes (z. B. Eigentumsübertra-
gung oder anderweitige Netzüberlassung 
nach § 46 EnWG) den Netzzugang für 
diese Ausspeisepunkte nicht mehr ge-
währen kann. Der Netzbetreiber wird den 
Transportkunden hierüber und über den 
übernehmenden Netzbetreiber spätes-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

vor, wenn 

a. gegen wesentliche Bestimmun-
gen dieses Vertrages wiederholt 
trotz Abmahnung unter Andro-
hung des Entzugs des Netzzu-
gangs schwerwiegend verstoßen 
wird oder 

b. der Transportkunde seiner Ver-
pflichtung zur Vorauszahlung 
nicht, nicht vollständig oder nicht 
fristgerecht nachkommt. 

2Der Netzbetreiber hat die fristlose 
Kündigung unverzüglich schriftlich der 
Beschlusskammer 7 der Bundesnetza-
gentur mitzuteilen. 

6. 1Die Kündigung bedarf der Schriftform. 
2Ist der Transportkunde ein Letztverbrau-
cher, ist er berechtigt, seinen gesamten 
Gasbezug über das Netz des Netzbe-
treibers auf die ausschließliche Versor-
gung durch einen Gaslieferanten, der 
einen Netznutzungsvertrag  mit  dem  
Netzbetreiber  unterhält,  im  Rahmen  
eines  „All-inclusive-Vertrages“ umzustel-
len. 3Einer solchen Umstellung steht es 
gleich, wenn der Letztverbraucher durch 
den Netzbetreiber dem Ersatzversorger 
als Lieferanten zugeordnet wird. 4Der 
Netznutzungsvertrag des Letztverbrau-
chers endet automatisch zum Beginn des 
Gasbezuges im Rahmen des „All-
inclusive-Vertrages“. 

7. 1Eine zwischen den Vertragspartnern ab-
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tens 3 Monate + 10 Werktage vor Netz-
betreiberwechsel in Textform unterrich-
ten. 

5. Übernimmt der Netzbetreiber ein zusätz-
liches Netzgebiet, erstreckt sich dieser 
Vertrag auch auf die Ausspeisepunkte 
des Transportkunden in dem übernom-
menen Netzgebiet. Der übernehmende 
Netzbetreiber informiert unter Angabe 
der betroffenen Gemeindegebiete den 
Transportkunden spätestens 3 Monate + 
10 Werktage vor Netzbetreiberwechsel in 
Textform über die Netzübernahme. 

 

 

Durch § 17 Abs. 3 des NNV abgedeckt 

geschlossene EDI-Vereinbarung besteht 
nach der Kündigung des Netznutzungs-
vertrages bis zur endgültigen Abwicklung 
der Entgeltabrechnung fort. 2Nach Be-
gleichung sämtlicher Forderungen endet 
die EDI- Vereinbarung automatisch. 

   
§ 14 Ansprechpartner 
1Die Vertragspartner benennen ihre Ansprech-
partner und deren jeweilige Erreichbarkeit. 2Sie 
sind in dem Formular Ansprechpartner (Anla-
ge) aufgeführt. 3Änderungen werden unverzüg-
lich ausgetauscht. 4Die Änderungen sind zu 
kennzeichnen. 

   
§ 15 Datenaustausch und Vertraulichkeit 

1. Der Datenaustausch erfolgt elektronisch, 
soweit nicht gesetzlich oder durch Fest-
legung der Bundesnetzagentur eine an-
dere Form vorgegeben ist. 

2. 1Die Vertragspartner werden die im 
Zusammenhang mit der Durchführung 
dieses Vertrages erhobenen, übermittel-
ten oder zugänglich gemachten Daten 
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unter Beachtung der gesetzlichen und 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen 
vertraulich behandeln. 2Die Vertrags-
partner sind berechtigt, Verbrauchs-, Ab-
rechnungs- und Vertragsdaten, insbe-
sondere für die Erfassung, Bilanzie-
rung und Abrechnung der Gaslieferun-
gen sowie der Netznutzung, an Dritte 
in dem Umfang weiterzugeben, wie 
dies zur ordnungsgemäßen technischen 
und kommerziellen Abwicklung der je-
weiligen Pflichten erforderlich ist. 
3Diese Regelungen schließen eine 
Weitergabe an Behörden und Gerichte 
im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben 
nicht aus. 

3. 2Die Vereinbarung gemäß Anlage 3 
dient auch der Erfüllung der Vorausset-
zungen des § 14 Abs. 3 Nr. 2 Umsatz-
steuergesetz (UStG). 

4. Bei einer Geschäftsdatenanfrage nach 
GeLi Gas sichert der Transportkunde die 
Bevollmächtigung durch den Anschluss-
nutzer für diese zu. Der Transportkunde 
stellt den Netzbetreiber von Haftungsan-
sprüchen Dritter frei, die daraus resultie-
ren, dass zugesicherte Vollmachen tat-
sächlich nicht oder nicht rechtswirksam 
vorliegen. Der Netzbetreiber behält sich 
vor, in begründeten Einzelfällen die Vor-
lage der Vollmacht zu verlangen. 

5. Für Letztverbraucher mit registrierender 
Lastgangmessung und einem in der Re-
gel nicht planbaren, extrem hohen und 
extrem schwankenden Gasverbrauch 
kann der Netzbetreiber vorherige techni-
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sche Ausspeisemeldungen und die Ein-
haltung der technischen Grenzen gemäß 
§ 8 Abs. 5 GasNZV verlangen, soweit 
dies für die Systemintegrität des Netzes 
erforderlich ist und gesondert vereinbart 
wurde. In diesem Fall veröffentlicht der 
Netzbetreiber die entsprechenden Zähl-
punkte. Darüber hinaus informiert der 
Netzbetreiber den Transportkunden im 
Rahmen eines bestehenden Vertrags-
verhältnisses vorab in Textform über die 
nachträgliche Einführung der Verpflich-
tung zur Abgabe vorheriger technischer 
Ausspeisemeldungen. 

   
§ 16 Vollmacht 
1Sofern dieser Vertrag nicht  von einem Ver-
tragspartner  selbst, sondern von einem Ver-
treter abgeschlossen wird, hat der Vertreter 
seine Vertretungsmacht unaufgefordert durch 
schriftliche Vollmacht nachzuweisen. 2Der 
Vertrag kommt erst mit Zugang der Voll-
macht zustande. 3Zum Nachweis genügt die  
Übersendung einer Kopie  der Vollmachtsur-
kunde als elektronisches Dokument sofern 
nicht der andere Vertragspartner deren Vorla-
ge im Original verlangt. 

§ 14 Änderungen des 
Lieferantenrahmenvertrages 

1. Der Netzbetreiber ist berechtigt, diesen 
Vertrag mit sofortiger Wirkung zu ändern, 
sofern eine Änderung erforderlich ist, um 

 

Verwendung der Regelungen aus NNV Strom, 
abweichende Regelungen für Gas nicht not-
wendig, die Regelung zum Marktgebietswech-
sel wurde in § 17 übernommen. 
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einschlägigen Gesetzen oder Rechtsver-
ordnungen, und / oder rechtsverbindli-
chen Vorgaben nationaler oder internati-
onaler Gerichte und Behörden, insbe-
sondere Festlegungen und dazu ergan-
gene Mitteilungen der Bundesnetzagen-
tur, und / oder allgemein anerkannten 
Regeln der Technik zu entsprechen. In 
diesem Fall hat der Netzbetreiber den 
Transportkunden unverzüglich hiervon in 
Kenntnis zu setzen. Ergeben sich für den 
Transportkunden durch die Änderung im 
Hinblick auf seinen Vertrag wesentliche 
wirtschaftliche Nachteile, so ist der 
Transportkunde berechtigt, seine Verträ-
ge zum Ende des Monats, der auf den 
Wirksamkeitszeitpunkt folgt, mit einer 
Kündigungsfrist von 15 Werktagen zu 
kündigen. Eine Entschädigung ist dabei 
ausgeschlossen. Diese Regelung gilt 
entsprechend für Änderungen, die bei 
weiterer Zusammenlegung von Marktge-
bieten erforderlich sind. 

2. Der Netzbetreiber ist berechtigt, diesen 
Vertrag in anderen Fällen als Ziffer 1 für 
die Zukunft zu ändern. Der Netzbetreiber 
informiert den Transportkunden vorab, 2 
Monate vor dem Wirksamkeitszeitpunkt, 
über die geänderten Bedingungen dieses 
Vertrages in Textform und veröffentlicht 
die geänderten Bedingungen dieses Ver-
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trages auf seiner Internetseite. In be-
gründeten Fällen kann der Netzbetreiber 
von der in Satz 2 genannten Frist abwei-
chen. Die Änderung der Bedingungen 
dieses Vertrages gilt durch den Trans-
portkunden als angenommen, sofern 
dieser nicht binnen 30 Werktagen ab Zu-
gang der Information der Änderung wi-
derspricht. Soweit ein Widerspruch er-
folgt ist, gelten die bisherigen Geschäfts-
bedingungen dieses Vertrages. Für den 
Widerspruch ist die Textform ausrei-
chend. Der Netzbetreiber ist verpflichtet, 
den Transportkunden auf den Beginn der 
Widerspruchsfrist und auf die Wirkung 
des nicht ausgeübten Widerspruchs als 
Annahme der geänderten Bedingungen 
dieses Vertrages hinzuweisen. 

3. Der Netzbetreiber kann Ausspeisepunkte 
mit einer Vorankündigungsfrist von 3 
Jahren gegenüber dem Transportkunden 
einem anderen Marktgebiet zuordnen. 
Mit Wirkung zum 1. Oktober 2015 ver-
kürzt sich die Vorankündigungsfrist auf 2 
Jahre und 4 Monate. Wenn ein Marktge-
bietswechsel mit einer kürzeren Frist er-
folgen muss, hat der Netzbetreiber dies 
zu begründen. Gründe für die neue Zu-
ordnung können insbesondere strö-
mungsmechanische Notwendigkeiten 
sein. Der Netzbetreiber informiert unver-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Verschoben in § 17 
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züglich den Transportkunden über den 
Marktgebietswechsel. Der Transportkun-
de kann dem Marktgebietswechsel in-
nerhalb von 4 Wochen nach Kenntnis-
nahme widersprechen, wenn die Voran-
kündigungsfrist gemäß Satz 1 nicht ein-
gehalten worden ist und Bezugsverträge 
für die betroffenen Ausspeisepunkte be-
stehen, die ein Laufzeitende haben, wel-
ches nach dem genannten Zuordnungs-
wechseltermin liegt. Der Transportkunde 
hat dies dem Netzbetreiber nachzuwei-
sen. Im Rahmen dieses Nachweises sind 
Laufzeitende, die erwartete Liefermenge 
sowie die Leistung zu benennen. Aus-
speisepunkte, für die ein entsprechender 
Nachweis erfolgt ist, werden zwar dem 
neuen Marktgebiet zugeordnet jedoch für 
den betroffenen Transportkunden bis 
zum Laufzeitende, längstens jedoch bis 
zum Ablauf der Frist gemäß Satz 1, im 
bisherigen Marktgebiet bilanziert. Die be-
troffenen Ausspeisepunkte sind von dem 
Transportkunden gemäß GeLi Gas ei-
nem gesonderten Bilanzkreis/Sub-
Bilanzkonto zuzuordnen, welches aus-
schließlich diese Ausspeisepunkte ent-
hält. Der Netzbetreiber teilt dem Markt-
gebietsverantwortlichen den gesondert 
benannten Bilanzkreis bzw. das geson-
dert benannte Sub-Bilanzkonto mit. So-
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fern ein Nachweis nach Satz 7 nicht in-
nerhalb der 4 Wochenfrist vom Trans-
portkunden erfolgt oder die betroffenen 
Ausspeisepunkte von dem Transport-
kunden nicht einem gesonderten Bilanz-
kreis/Sub-Bilanzkonto gemäß GeLi Gas 
zugeordnet werden, werden diese Punk-
te zum angekündigten Zuordnungswech-
seltermin innerhalb des neuen Marktge-
bietes bilanziert. 

4. Änderungen der Entgelte erfolgen ge-
mäß § 9. 

§ 15 Schlussbestimmungen 

1. Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag 
können mit Zustimmung des jeweils an-
deren Vertragspartners auf einen Dritten 
übertragen werden. Die Zustimmung darf 
nicht verweigert werden, sofern die tech-
nische und wirtschaftliche Leistungsfä-
higkeit des eintretenden Dritten gewähr-
leistet ist. Die Zustimmung gilt als erteilt, 
wenn der andere Vertragspartner nicht 
innerhalb von 6 Wochen nach der schrift-
lichen Mitteilung über die Übertragung 
der Rechte und Pflichten schriftlich wi-
dersprochen hat. Im Fall der Gesamt-
rechtsnachfolge oder der Rechtsnachfol-
ge nach dem Umwandlungsgesetz oder 
in sonstigen Fällen der rechtlichen Ent-

 

Verwendung der Regelungen aus NNV Strom, 
abweichende Regelungen für Gas nicht not-
wendig + Ergänzung um Regelung zum Mark-
gebietswechsel 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 17 Übergangs- und Schlussbestimmun-
gen 

1. 1Rechte und Pflichten aus diesem Ver-
trag können mit Zustimmung des jeweils 
anderen Vertragspartners auf einen Drit-
ten übertragen werden. 2Die Zustimmung 
darf nicht verweigert werden, sofern die 
technische und wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit des eintretenden Dritten ge-
währleistet ist. 3Die Zustimmung gilt als 
erteilt, wenn der andere Vertragspartner 
nicht innerhalb von sechs Wochen nach 
der schriftlichen Mitteilung über die Über-
tragung der Rechte und Pflichten schrift-
lich widerspricht. 4Im Fall der Gesamt-
rechtsnachfolge oder der Rechtsnachfol-
ge nach dem Umwandlungsgesetz oder 
in sonstigen Fällen der rechtlichen Ent-
flechtung des Netzbetriebs nach § 7 
EnWG gehen die Rechte und Pflichten 
des Vertrages ohne Zustimmung über. 
5Eine Zustimmung ist auch dann nicht er-
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flechtung des Netzbetriebs nach § 7 
EnWG gehen die Rechte und Pflichten 
des Vertrages ohne Zustimmung über. 
Die vollständige Übertragung auf ein 
verbundenes Unternehmen i.S.d. § 15 
Aktiengesetz (AktG) bedarf nicht der 
vorherigen Zustimmung, sondern ledig-
lich einer Mitteilung in Textform an den 
anderen Vertragspartner. 

2. Sollten einzelne Bestimmungen dieses 
Vertrages oder seiner Anlagen unwirk-
sam oder undurchführbar sein oder wer-
den, so bleiben der Vertrag und die An-
lagen im Übrigen davon unberührt. Die 
Vertragspartner verpflichten sich, die 
unwirksamen oder undurchführbaren 
Bestimmungen in einem geeigneten Ver-
fahren durch andere, ihrem wirtschaftli-
chen Erfolg möglichst gleichkommende 
Bestimmungen zu ersetzen. Dies gilt 
entsprechend bei Regelungslücken. 

3. Mit Vertragsbeginn werden alle bis zu 
diesem Zeitpunkt zwischen den Ver-
tragsparteien bestehenden Lieferanten-
rahmenverträge unwirksam. 

4. Eine Kündigung des Vertrages ist nur 
wirksam, wenn sie schriftlich erfolgt. Dies 
gilt auch für einen Verzicht auf die Ein-
haltung der Schriftform. Für alle sonsti-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

forderlich, wenn es sich bei dem 
Rechtsnachfolger um ein verbundenes 
Unternehmen i. S. d. §§ 15 ff. AktG han-
delt. 6In diesen Fällen bedarf es lediglich 
der Mitteilung in Textform an den anderen 
Vertragspartner. 

2. 1Sollten einzelne Bestimmungen des 
Vertrags unwirksam oder undurchführbar 
sein oder werden, so bleibt der Vertrag 
im Übrigen unberührt. 2Die Vertrags-
partner verpflichten sich, bis zum Inkraft-
treten einer regulierungsbehördlich fest-
gelegten Nachfolgefassung die unwirk-
samen oder undurchführbaren Bestim-
mungen durch andere, ihrem wirtschaftli-
chen Erfolg möglichst nahe kommende 
Regelungen zu ersetzen. 3Zur Schlie-
ßung von Regelungslücken sind die in 
der Präambel dieses Vertrages genann-
ten Vertragsgrundlagen heranzuziehen. 
4Der Netzbetreiber teilt Vereinbarungen 
nach Satz 2 unverzüglich schriftlich der 
Beschlusskammer 7 der Bundesnetza-
gentur mit. 

3. 1Gibt der Netzbetreiber sein Netz oder 
einen Teil seines Netzes an einen ande-
ren Netzbetreiber ab, informiert er den 
Transportkunden über die Netzabgabe 
und die Einzelheiten der Abwicklung mit 
einer Frist von mindestens dreieinhalb 
Monaten vor Wirksamwerden der Netz-
abgabe. 2Übernimmt der Netzbetreiber 
ein Netzgebiet, werden die Ausspeise-
punkte des Transportkunden in diesem 
Netzgebiet ab Übernahme des Netzes 
durch den Netzbetreiber im Rahmen die-
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gen Änderungen gilt § 16. 

5. Gerichtsstand ist der Sitz des Netzbe-
treibers. 

 

 

 

 

Aus § 14 Abs. 3 der KoV-Anlage 3 

 

 

 

 

ses Vertrages abgewickelt. 3Der Netzbe-
treiber informiert den Transportkunden 
über die Netzübernahme und die Einzel-
heiten der Abwicklung mit einer Frist von 
mindestens dreieinhalb Monaten vor 
Wirksamwerden der Netzübernahme. 

4. Der Netzbetreiber kann Ausspeisepunkte 
mit einer Vorankündigungsfrist von 3 Jah-
ren gegenüber dem Transportkunden ei-
nem anderen Marktgebiet zuordnen. Mit 
Wirkung zum 1. Oktober 2015 verkürzt 
sich die Vorankündigungsfrist auf 2 Jahre 
und 4 Monate. Wenn ein Marktgebiets-
wechsel mit einer kürzeren Frist erfolgen 
muss, hat der Netzbetreiber dies zu be-
gründen. Gründe für die neue Zuordnung 
können insbesondere strömungsmecha-
nische Notwendigkeiten sein. Der Netzbe-
treiber informiert unverzüglich den Trans-
portkunden über den Marktgebietswech-
sel. Der Transportkunde kann dem Markt-
gebietswechsel innerhalb von 4 Wochen 
nach Kenntnisnahme widersprechen, 
wenn die Vorankündigungsfrist gemäß 
Satz 1 nicht eingehalten worden ist und 
Bezugsverträge für die betroffenen Aus-
speisepunkte bestehen, die ein Laufzeit-
ende haben, welches nach dem genann-
ten Zuordnungswechseltermin liegt. Der 
Transportkunde hat dies dem Netzbetrei-
ber nachzuweisen. Im Rahmen dieses 
Nachweises sind Laufzeitende, die erwar-
tete Liefermenge sowie die Leistung zu 
benennen. Ausspeisepunkte, für die ein 
entsprechender Nachweis erfolgt ist, wer-
den zwar dem neuen Marktgebiet zuge-
ordnet jedoch für den betroffenen Trans-
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portkunden bis zum Laufzeitende, längs-
tens jedoch bis zum Ablauf der Frist ge-
mäß Satz 1, im bisherigen Marktgebiet bi-
lanziert. Die betroffenen Ausspeisepunkte 
sind von dem Transportkunden gemäß 
GeLi Gas einem gesonderten Bilanz-
kreis/Sub-Bilanzkonto zuzuordnen, wel-
ches ausschließlich diese Ausspeisepunk-
te enthält. Der Netzbetreiber teilt dem 
Marktgebietsverantwortlichen den geson-
dert benannten Bilanzkreis bzw. das ge-
sondert benannte Sub-Bilanzkonto mit. 
Sofern ein Nachweis nach Satz 7 nicht in-
nerhalb der 4 Wochenfrist vom Transport-
kunden erfolgt oder die betroffenen Aus-
speisepunkte von dem Transportkunden 
nicht einem gesonderten Bilanzkreis/Sub-
Bilanzkonto gemäß GeLi Gas zugeordnet 
werden, werden diese Punkte zum ange-
kündigten Zuordnungswechseltermin in-
nerhalb des neuen Marktgebietes bilan-
ziert. 

5. Ändern sich die bei Vertragsschluss 
vorgefunden wirtschaftlichen, rechtlichen 
und wettbewerblichen Verhältnisse durch 
gesetzliche Vorgaben, behördliche Maß-
nahmen oder durch Regelungen zwi-
schen den Verbänden der Gaswirtschaft 
auf nationaler oder internationaler Ebene 
während der Vertragslaufzeit wesentlich, 
so können die Vertragspartner bei der 
Beschlusskammer 7 der Bundesnetzagen-
tur einen Antrag auf Anpassung des Ver-
trages stellen. 

6. Ist der Transportkunde ein Kaufmann, 
eine juristische Person des öffentlichen 
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Rechts, öffentlich-rechtliches Sonderver-
mögen oder hat keinen allgemeinen Ge-
richtsstand in der Bundesrepublik 
Deutschland, ist im Fall von Streitigkeiten 
das Gericht zuständig, bei dem der Netz-
betreiber seinen allgemeinen Gerichts-
stand hat. 

7. Mit Vertragsbeginn werden bis zu diesem 
Zeitpunkt zwischen den Vertragspartnern 
bestehende Vereinbarungen über die 
Netznutzung zur Entnahme von Gas aus 
dem oder in das Gasversorgungsnetz des 
Netzbetreibers unwirksam. 

8. Änderungen oder Ergänzungen des 
Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit 
der Schriftform. Gleiches gilt für die Ände-
rung der Schriftformklausel. 

9. Jeder Vertragspartner erhält eine Ausferti-
gung des Vertrages. 

  § 18 Anlagen 
Die nachfolgend genannten Anlagen sind Be-
standteile des Vertrages. Verzeichnis der An-
lagen … 

 


